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vorgelegt und von ihm im März und 
April verabschiedet wurden. Die Fülle 
und Vielfalt der neuen Untersuchungen 
des TAB werden in diesem TAB-Brief 
in jeweils 1-seitigen Kurzdarstellungen 
(S. 5-16) vorgestellt. 
Laufende Projekte
Des Weiteren umfasst der vorliegende 
TAB-Brief Kurzdarstellungen und Er-
gebnisse zu den nahezu abgeschlosse-
nen TA-Projekten »Lichtverschmutzung« 
und »Nachhaltigkeitsbewertung landwirt-
schaftlicher Systeme« , die neugierig ma-
chen sollen auf die in den nächsten Mo-
naten zur Veröffentlichung anstehenden 
Berichte. Die Breite der Aufgabenstellun-
gen und Untersuchungsformate des TAB 
dokumentiert auch die Rubrik »Horizon 
Scanning«. Vorgestellt werden hier bzw. 
in diesem Beitrag in aller Kürze die Er-
gebnisse des 1. Teils der sechsten Erhe-
bungswelle (bis Mai 2019). Nach einer 
Identifizierung von zunächst insgesamt 
21 Themen wurden schließlich 5 Kurz-
profile ausgearbeitet. Diese haben jeweils 
einen Umfang von ca. fünf  bis zehn Seiten 
und bieten einen kompakten Überblick 
über den Stand der jeweiligen wissen-
schaftlich-technischen sowie sozioöko-
einem vielfältigen und ausgewogenen 
Themenportfolio, das aktuelle wissen-
schaftlich-technologische Entwicklun-
gen aufgreift und ihre gesellschaftliche 
und politische Relevanz in den Mittel-
punkt stellt.
Nachdem vom TAB bis Anfang des Jah-
res 2019 alle Themenvorschläge kom-
mentiert worden waren, wählte die Be-
richterstattergruppe TA 12 Projekte aus, 
die dem ABFTA zur Beschlussfassung 
Vielfältig und herausfordernd: 
neue Projekte für das TAB
Die Themenfindung und -setzung durch 
einen neuen Bundestag, organisiert durch 
die Berichterstattergruppe und den Aus-
schussvorsitzenden des Ausschusses für 
Bildung, Forschung und Technikfolgen-
abschätzung (ABFTA), ist alle eineinhalb 
bis zwei Jahre ein fundamental wichtiger 
und immer wieder spannender Prozess. 
Nach der Entscheidung über den Weiter-
betrieb des TAB im Sommer 2018 wurden 
im Herbst 2018 die Fraktionen und Aus-
schüsse des Deutschen Bundestages vom 
Ausschussvorsitzenden Dr. Ernst Dieter 
Rossmann angeschrieben und aufgefor-
dert, Themenvorschläge einzureichen. 
Die Resonanz war wie in den Jahren zuvor 
äußerst erfreulich, aber herausfordernd, 
denn aus knapp 50 Untersuchungswün-
schen musste ein Arbeitsprogramm von 
ca. einem Dutzend Projekte für 2019/2020 
destilliert werden.
Dass dies wie schon so oft friktionsfrei ge-
lungen ist, lag einmal mehr an der Kombi-
nation von sachorientierter Einschätzung 
des TAB-Konsortiums der Bearbeitungs-
möglichkeiten einschließlich des hierfür 
nötigen Aufwandes und der konsens- 
orientierten Suche aller Fraktionen nach 
Editorial
Öffentliches Fachgespräch »Robotik in der Pflege – gesellschaftliche Herausforderungen«
Was können Roboter angesichts des demografischen Wandels und der steigenden Zahl Pflegebedürftiger zu guter Pflege beitra-
gen und was sollen sie zukünftig leisten? Diese wichtigen Zukunftsfragen standen im Fokus eines öffentlichen Fachgesprächs, 
das das TAB zusammen mit dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung am 20. Februar 2019 in 
den Räumen des Bundestages durchführte.
Unter Vorsitz von Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD) beleuchteten Expertinnen und Experten aus unterschiedlichen Forschungs- 
und Praxisbereichen das Thema fundiert und aus unterschiedlichen Perspektiven und ermöglichten damit einen kompakten 
Überblick über den aktuellen Stand der Robotik in der Pflege sowie deren Anwendungsperspektiven. Im Zentrum des Fach-
gesprächs stehen drei Kernfragen: 
1. Was können Roboter zu guter Pflege beitragen und welche pflegerischen sowie ethischen Herausforderungen ergeben sich 
durch eine zunehmende Automatisierung des Pflegealltags?
2. Wie könnte eine angemessene Gestaltung der Technikentwicklung aussehen, um möglichst bedarfsorientierte und akzep-
tanzfähige Lösungen zu erhalten?
3. Welche Rolle sollte Automatisierungslösungen zukünftig im Kontext der Pflege zukommen? Was sind wünschenswerte gesell-























Alma Kollek und Arnold Sauter, dann 
noch die Gelegenheit, den Bericht im 
ABFTA vorzustellen.
Der TAB-Arbeitsbericht  Nr. 184  ist unse-
res Wissens derzeit die einzige umfassen-
dere Darstellung zur Pränataldiagnostik 
(PND). Er bietet einen Überblick über den 
aktuellen medizinisch-technischen und 
gesetzlichen Stand der PND in Deutsch-
land und fasst gesellschaftliche, politische 
und ethische Diskussionspunkte und Fra-
gen zur PND zusammen. Damit kann er 
für die anstehende weitere Debatte eine 
Grundlage bilden und dürfte auf großes 
Interesse nicht nur in Fachkreisen, son-
dern auch in breiteren Teilen der Öffent-
lichkeit stoßen.
Ebenfalls am 3. April abgenommen wur-
de der TAB-Arbeitsbericht Nr. 180 »Vir-
tual und Augmented Reality«. Der Bericht 
stellt den Status quo, Herausforderun-
gen und zukünftige Entwicklungen von 
VR- und AR-Anwendungen und -Tech-
nologien dar, die in den letzten Jahren 
in vielen privaten wie beruflichen An-
wendungszusammenhängen stark an Be-
deutung gewonnen haben. Sie könnten 
die Digitalisierung des Alltags und da-
mit verbundener Integration von sozia-
ler Interaktion, Mediennutzung, Konsum 
nomischen Entwicklung und deren Rele-
vanz für Politik und Gesellschaft. 
In der abschließenden Rubrik »TA Inter-
national« blicken wir dieses Mal über die 
europäische TA-Community hinaus auf 
die Aktivitäten des kürzlich gegründe-
ten »Global Technology Assessment Net-
work«, das die bestehenden internatio- 
nalen Kooperationen im Bereich zur ge-
meinsamen Bewältigung globaler Heraus-
forderungen unserer Zeit nutzen möchte.
TAB-Berichte im Bundestag
Der Deutsche Bundestag hat am 11. April 
2019 in einer sogenannten Orientierungs-
debatte über (nichtinvasive) vorgeburtli-
che genetische Bluttests debattiert. Als 
aktuelle Informationsgrundlage konnten 
die Abgeordneten dabei auf den eine Wo-
che zuvor als Bundestagsdrucksache er-
schienenen Bericht »Aktueller Stand und 
Entwicklungen der Pränataldiagnostik« 
zugreifen. Der Abschlussbericht konn-
te gerade noch rechtzeitig in der Sitzung 
des ABFTA am 3. April abgenommen und 
am Tag darauf als Bundestagsdrucksa-
che 19/9059 veröffentlicht werden. Einen 
Tag vor der Orientierungsdebatte erhiel-
ten die Projektbearbeitenden des TAB, 
und Unterhaltung weiter befördern. Der 
Bericht nimmt die allgemeinen Heraus-
forderungen, die aus der Verschränkung 
realer und virtueller Umwelten resultie-
ren, genauso in den Blick wie die anwen-
dungsspezifischen Technologiepotenziale 
und -folgen. Neben den sich abzeichnen-
den Game Changern der technologischen 
Entwicklung und ihren vielfältigen An-
wendungsfeldern steht die differenzierte 
Betrachtung des zunehmend komplexen 
Untersuchungsfeldes im Vordergrund. Es 
werden richtungsweisende Herausforde-
rungen der zukünftigen Entwicklungen 
und daran geknüpfte Folgen für Wirt-
schaft und Gesellschaft benannt sowie 




Dabei wurden sowohl normative Herausforderungen und rechtliche Fragen als auch Möglichkeiten zur 
politischen Gestaltung offengelegt und mit den anwesenden Abgeordneten und dem Publikum diskutiert. 
Mit dem abschließenden Wunsch nach einer »Dekade für die Pflege« unterstrich Ernst Dieter Rossmann 
am Ende die herausragende Bedeutung, die das Thema in Zeiten von Digitalisierung, Globalisierung und 
Fachkräftemangel für die Politik, aber auch als gesamtgesellschaftliche Aufgabe hat. 
Die Abstracts der Beiträge der Sachverständigen zum Fachgespräch stehen auf der TAB-Homepage zum 
Download zur Verfügung. Zudem wurde die Veranstaltung aufgezeichnet und kann in der Mediathek des 
Bundestages in voller Länge angeschaut werden. 
Ausgangspunkt für die Veranstaltung war ein Projekt zur Technikfolgenabschätzung, das der Bundes-
tag auf Initiative des Ausschusses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung sowie des 
Ausschusses Digitale Agenda beim Büro für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag 
(TAB) in Auftrag gegeben hatte. Der Abschlussbericht erschien als Bundestagsdrucksache 19/2790 am 
15. Juni 2018. Der Arbeitsbericht Nr. 177 »Robotik in der Pflege – gesellschaftliche Herausforderungen« 
steht zum Download zur Verfügung. Einen kompakten Überblick über das Thema sowie Handlungs-
optionen  und Wege zu einer verantwortungsvollen Forschung und Entwicklung skizziert auf 4 Seiten 
der TAB-Fokus Nr. 17.
20. Februar 2019 
Deutscher Bundestag
Fachgespräch
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lage einer Literaturanalyse soll der 
aktuelle Wissensstand zum Energie-
verbrauch von IKT in Deutschland und 
ausgewählten Ländern zusammenfas-
send dargestellt werden. Ein besonde-
res Augenmerk wird hierbei auf jün-
gere Entwicklungen gelegt werden, wie 
zum Beispiel den durch das sogenannte 
Mining verursachten hohen Strom-
verbrauch beim Umgang mit Kryp-
towährungen. Wichtig ist überdies 
die Differenzierung nach den unter-
schiedlichen digitalen Infrastrukturen 
einerseits sowie nach Energieverbräu-
chen andererseits (z. B. für den Betrieb 
von Servern, Kühlanlagen etc.). So sind 
beispielsweise die Energieverbräuche 
von Daten- und Rechenzentren ver-
gleichsweise gut untersucht, während 
das diesbezügliche Wissen im Bereich 
der Telekommunikationsnetze weniger 
ausgeprägt ist. 
 › Darstellung von Energieeinsparpo-
tenzialen in der IKT: Hier sollen in 
anderen Industriebereichen bereits 
eingesetzte, aber in der IKT noch 
nicht ausreichend genutzte Techno-
logien (z. B. Wärmerückgewinnungs-
systeme in Daten- und Rechenzent-
ren) genauso berücksichtigt werden 
wie bereichsspezifische organisatori-
sche und technische Maßnahmen zur 
energetischen Optimierung von IKT 
(z. B. Erhöhung der Serverauslastung, 
Energiesparfunktionen in Routern) 
oder neue technologische Ansätze, 
die sich teilweise noch im Stadium der 
Grundlagenforschung befinden (z. B. 
der Einsatz multiferroischer Materia-
lien zur Reduktion des Strombedarfs 
von Festplatten oder von künstlicher 
Intelligenz für ein energieoptimiertes 
Management von Kommunikations-
netzen). Die verschiedenen Möglich-
keiten werden hinsichtlich ihrer Ein-
sparpotenziale, aber auch in Bezug auf 
mögliche nachteilige Effekte für die 
IKT (z. B. in Bezug auf die Verfügbar-
keit, Ausfallsicherheit oder Datensi-
cherheit) oder die Umwelt diskutiert. 
Schließlich sollen Forschungsbedarfe 
identifiziert werden. 
Die enormen Möglichkeiten der Digitali-
sierung bieten die Chance, ökonomische 
und gesellschaftliche Prozesse neu zu or-
ganisieren und insbesondere auch unter 
Umweltaspekten effizienter zu gestalten, 
sodass Energie und Ressourcen eingespart 
werden können. Beispiele sind die ver-
netzte Mobilität (von der man sich eine 
energieeinsparende Optimierung der Ver-
kehrsflüsse erhofft) oder Smart-Home-
Systeme (die zu Verbrauchsreduktionen 
in Haushalten beitragen sollen). Zugleich 
verbrauchen aber Aufbau und Betrieb der 
digitalen Infrastrukturen (Endgeräte, Da-
ten- und Rechenzentren, Kommunika- 
tionsnetze) große Mengen an Energie und 
Rohstoffen.
Eine kritische Betrachtung der Energie-
verbräuche von IKT-Infrastrukturen ist 
auch deshalb von Relevanz, weil nega-
tive Umweltauswirkungen bei Anwen-
dern, Forschenden und auch bei poli-
tischen Akteuren zunehmend aus dem 
Blickfeld geraten könnten. Zwar wird 
der Strombedarf von digitalen Produk-
ten oder Dienstleistungen aktuell intensiv 
im Kontext der Kryptowährungen disku-
tiert, davon abgesehen ist er jedoch kaum 
ein virulentes Thema gesellschaftlicher 
bzw. politischer Debatten. In Bezug auf 
die Identifikation und Umsetzung von 
Energieeinsparpotenzialen in der IKT 
stellte beispielsweise die Deutsche Ener-
gie-Agentur einen großen Forschungs-
bedarf sowie die Notwendigkeit für Auf-
klärungsarbeit fest, um das Thema in das 
Bewusstsein der Anwender zu bringen.
Ziel und Vorgehensweise
Es sollen der gegenwärtig vorhandene 
Wissensstand zum Energieverbrauch 
von IT-Infrastrukturen sowie vorhande-
ne Einsparpotenziale einschließlich von 
Hemmnissen für deren Realisierung er-
hoben und dargestellt werden. Das Projekt 
umfasst folgende Schwerpunkte:
 › Wissensstand zu den IKT-bedingten 
Energieverbräuchen: Auf der Grund-
 › Hemmnisse für die Realisierung von 
Einsparpotenzialen in der Praxis: 
Dieser Aspekt soll unter anderem 
durch eine Befragung von Experten 
(Wissenschaft, Verbände) und von 
Anwendern behandelt werden. Ziel 
ist die Identifizierung von politischen 
Handlungsoptionen (z. B. Anreizsys-
teme, Fördermaßnahmen, Forschungs-
notwendigkeiten, regulatorische Rah-
menbedingungen), um die Umsetzung 
von Einsparpotenzialen zu befördern. 
 › Nutzung von Strom aus erneuerba-
ren Energiequellen: Alternativ (bzw. 
ergänzend) zu Maßnahmen der Ener-
gieeffizienz kann die Klimabilanz von 
digitalen Dienstleistungen auch durch 
den Einsatz von Strom aus CO2-armen 
bzw. -freien Quellen verbessert werden. 
Ein in diesem Zusammenhang interes-
santer Ansatz ist beispielsweise, Daten- 
und Rechenzentren in den Füßen von 
Windkraftanlagen zu betreiben, um 
dadurch nicht zuletzt auch den Bedarf 
an neuen Stromnetzen zu reduzieren 
(die Praxistauglichkeit eines solchen 
Systems wird derzeit in der Nähe von 
Paderborn getestet). Neue Konzepte 
und Ideen für eine optimale Einbin-
dung von IKT-Infrastrukturen in ein 
zunehmend durch dezentrale und vola-
tile Stromerzeugung geprägtes Energie-
system sollen dargestellt und – soweit 
realistisch möglich – hinsichtlich der 
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formuliert: Ab 2022 sollen alle Dienstleis-
tungen des Bundes, der Länder und der 
Kommunen für Bürgerinnen und Bürger 
sowie für Unternehmen digital über On-
lineportale zugänglich sein. 
In den aktuellen fachöffentlichen Debat-
ten wird auf die Potenziale von Systemen 
der sogenannten künstlichen Intelligenz 
(KI) und der Distributed-Leger-Technolo-
gie (DLT) für den Bereich der öffentlichen 
Verwaltung verwiesen. Mit KI-Technolo-
gien werden selbstständig und datenba-
sierte Entscheidungsprozesse verbunden, 
deren vielfältige Einsatzszenarien insge-
samt in einer Erhöhung der Effektivität, 
Qualität und Sicherheit von Verwaltungs-
prozessen resultieren können. Ähnliches 
gilt für DLT und Blockchain, welche z. B. 
ermöglichen könnten, Transaktions- und 
Prozessmanagement im Zusammenhang 
mit Registern und Grundbüchern effi- 
zient und sicher zu gestalten sowie behör-
denübergreifend zu automatisieren.
Ziel und Vorgehensweise
Ausgangspunkt der TA-Untersuchung bil-
det eine prospektiv ausgerichtete Ana-
lyse der Technologieentwicklung und 
deren Innovationspotenziale für die Ent-
wicklung der öffentlichen Verwaltung in 
Deutschland unter Einbezug von Good-
Practice-Beispielen und Erfahrungen der 
Digitalisierung von Verwaltungsprozes-
sen aus dem Ausland. Der Fokus soll 
hier auf den Veränderungspotenzialen 
durch KI und DLT/Blockchaintechnolo-
gien in der öffentlichen Verwaltung lie-
gen, mit besonderem Augenmerk auf je-
weils gesellschaftlich relevante Aspekte 
(wie z. B. die Berücksichtigung ökologi-
scher Effekte):
 › Innovationspotenziale durch KI: Wel-
che Potenziale bestehen für KI Systeme 
im Kontext der öffentlichen Verwal-
tung? Was sind jeweils die Vorteile des 
Einsatzes (z. B. Kosteneffizienz, Ver-
fügbarkeit, Zuverlässigkeit), was sind 
die Nachteile und Risiken (z. B. Per-
Mit dem Versprechen hoher Effizienz und 
Effektivität ist die Digitalisierung der Ver-
waltung Auslöser für eine grundlegende 
Neugestaltung öffentlicher Verwaltungs-
leistungen rund um den Globus. Arbeits- 
und Kommunikationsabläufe stehen hier 
ebenso im Fokus digitaler Innovationen 
wie Abläufe zwischen Verwaltungen und 
ihren Kunden. Ziel ist es, Leistungen und 
Service von öffentlichen Verwaltungen 
zu verbessern und Bürokratie abzubau-
en. Nicht zuletzt besitzt die Digitalisie-
rung das Potenzial, durch die Bereitstel-
lung und den Zugang zu Informationen 
(Open Data, Open Government) öffentli-
ches Verwaltungshandeln transparent zu 
machen. Auch eine stärkere Teilhabe von 
Bürgerinnen und Bürgern an politischer 
Willensbildung und Entscheidungspro-
zessen kann durch digitale Anwendungen 
gefördert werden. Mittels neuer Techno-
logien sind auch gänzlich neue Verwal-
tungsprodukte und Transformationen 
ganzer Behörden vorstellbar.
Bereits 2013 ist das Gesetz zur Förderung 
der elektronischen Verwaltung (EGovG) 
des Bundes in Kraft getreten, dem ent-
sprechende Gesetze der meisten Bundes-
länder folgten. Allerdings verweisen in-
ternationale und europäische Studien auf 
eine im Vergleich unterdurchschnittli-
che Digitalisierung der öffentlichen Ver-
waltung in Deutschland. Im jährlichen 
Ranking der Europäischen Kommis- 
sion zum Fortschritt der Digitalisie-
rung (DESI) liegt Deutschland für den 
Bereich »Öffentliche Dienste« z. B. nur 
auf Platz 21 und damit weit unter EU-
Durchschnitt. Innovationsländer in Eu-
ropa sind den Studien zufolge Estland, die 
Schweiz, Österreich und Dänemark. Auch 
in den politischen Diskussionen wird zu-
nehmend problematisiert, dass Deutsch-
land bei der Digitalisierung seiner Ver-
waltung ein strukturelles Defizit hat. Im 
Koalitionsvertrag 2017 wurde die Digi-
talisierung der Verwaltung aufgegriffen 
und mit verschiedenen Maßnahmen ver-
knüpft. Jüngst wurde durch die Bundesre-
gierung ein Digitalrat eingesetzt und mit 
dem Onlinezugangsgesetz (OZG) das Ziel 
sonalabbau, mangelnde Transparenz, 
Diskriminierung)? Welche rechtli-
chen und wertebasierten Fragen erge-
ben sich aus der weiteren Anwendung 
(z. B. Standardisierungsvorgaben)?
 › Innovationspotenziale durch DLT und 
Blockchain: Welche Innovationspoten-
ziale sind mit dem Einsatz von DLT und 
Blockchain für die öffentliche Verwal-
tung verbunden (z. B. E-Payment, Kata-
sterverwaltung)? Was sind die Vorteile 
des Einsatzes (z. B. Verfügbarkeit, Aus-
fallsicherheit), was sind die Nachteile 
(z. B. Manipulierbarkeit, technische 
Limitierungen)? Welche Rechtsfragen 
ergeben sich (z. B. Datenschutz)? Wel-
che wertebasierten Innovationsansätze 
können identifiziert werden? 
Angesichts der Breite der Aufgaben öf-
fentlicher Verwaltung werden ausgewähl-
te Innovationsfelder vertieft untersucht 
und die Potenziale der Digitalisierung in 
Hinblick auf ausgewählte Innovations- 
und Nutzenpotenziale für die Verwaltung 
von Bund, Ländern und Kommunen so-
wie ihre verschiedenen Kunden (Verwal-
tungen inner- und außerhalb Deutsch-
lands, Unternehmen sowie Bürgerinnen 
und Bürger) analysiert. Auf dieser Basis 
werden innovationsorientierte Szenarien 
der digitalen Verwaltung in Deutschland 
mit einem Zeithorizont bis 2030 erarbei-
tet. Ziel ist es, Orientierungswissen zu lie-
fern und Handlungsansätze für die Poli-
tikgestaltung aufzuzeigen, wie durch die 
Digitalisierung Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung effizienter, aber auch wer-
tebasiert durchgeführt werden können.
TA-Projekt
Chancen der digitalen Verwaltung
Themeninitiative
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könnten. Nicht zuletzt bieten digitalisier-
te Infrastrukturen neue Angriffsflächen 
für Straftaten, die auf Computersysteme 
und Netzwerke selbst zielen. 
Ziel und Vorgehensweise
Es sollen die Chancen und Risiken der 
Digitalisierung kritischer kommuna-
ler Infrastrukturen beispielhaft für die 
kommunale Wasserwirtschaft (Wasser-
versorgung und Abwasserbeseitigung) 
und die kommunale Abfallwirtschaft 
(Projektphase 1) sowie die Auswirkun-
gen dieser Digitalisierung auf die Ver-
sorgungssicherheit (Projektphase 2) eru-
iert werden: 
Projektphase 1
Anknüpfend an den aktuellen Stand der 
Digitalisierung in der kommunalen Was-
ser- und Abfallwirtschaft sollen zunächst 
die Einsatz- und Entwicklungspotenziale 
digitaler Lösungen eruiert werden. Dies 
bildet die Grundlage für die Diskussion 
über Hemmnisse bei der Umsetzung und 
über Herausforderungen und Risiken der 
Digitalisierung für die Kommunen. Zen-
trale Fragestellungen lauten: 
 › Welche Rolle kann die Digitalisierung 
kommunaler Infrastruktur zur Bewäl-
tigung aktueller Herausforderungen für 
Kommunen spielen? 
 › Welche Chancen und welche Risiken 
sind mit digitalisierter kommunaler 
Infrastruktur unter Berücksichtigung 
von ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Kriterien verbunden? 
 › Welche Best-Practice-Beispiele der 
Digitalisierung kommunaler Infra-
strukturen gibt es? Lassen sich hier 
umgesetzte Konzepte und gemachte 
Erfahrungen auf andere Kommunen 
übertragen? 
 › Welche parlamentarischen Hand-
lungsbedarfe bzw. -optionen lassen 
sich ableiten, um die Realisierung von 
Potenzialen zu fördern bzw. Risiken zu 
minimieren? 
Kommunen sind für zahlreiche Bereiche 
der Daseinsvorsorge und die dafür erfor-
derlichen technischen und sozialen Infra-
strukturen verantwortlich. Hierzu zählen 
unter anderem die Versorgung mit Wasser, 
Gas, Strom, Beleuchtung und die Beseiti-
gung von Abwasser und Abfall. Viele der 
kommunalen sozialen und technischen 
Infrastrukturen werden als »kritische In-
frastrukturen« bezeichnet, deren Schutz 
eine zentrale Kernaufgabe staatlicher 
und unternehmerischer Sicherheitsvor-
sorge darstellt. Eine Digitalisierung die-
ser Dienstleistungen bietet viele Chancen: 
verbesserte bzw. erweiterte Verwaltungs-
angebote, die Entlastung der öffentlichen 
Haushalte durch betriebliche Effizienz-
steigerungen, innovative Lösungen für 
eine ressourcenschonende Ver- bzw. Ent-
sorgung von Trink- und Abwässern sowie 
in der Abfallentsorgung und -aufberei-
tung. Gleichzeitig stellt ein tiefgreifender 
digitaler Wandel die Kommunen vor enor-
me Herausforderungen. Neben den hohen 
Investitionskosten für die notwendige IT-
Infrastruktur mangelt es oft an qualifi-
zierten Fachkräften für die Umsetzung. 
Auch sind kommunale Versorgungs-
unternehmer mit starken strukturellen 
Veränderungen sowie neuen Geschäfts- 
modellen und -akteuren konfrontiert. 
Auch im Hinblick auf kritische Infra-
strukturen sind die Auswirkungen der 
Digitalisierung ambivalent: Wohl bieten 
die ermöglichten Überwachungs- und fle-
xibleren Steuerungsfunktionen neue Op-
tionen, um durch intelligente Betriebswei-
sen auf außergewöhnliche Ereignisse (z. B. 
Extremwetter, Unfälle, Stromausfälle, kri-
minelle Gefahren) besser und schneller 
reagieren zu können. Doch steigern Di-
gitalisierung und Vernetzung die Kom-
plexität und damit auch die Risiken für 
technische und menschliche Fehler, die 
zu Beeinträchtigungen in den kritischen 
kommunalen Infrastrukturen führen 
können. Zudem erhöht sich generell de-
ren Abhängigkeit von funktionierenden 
Strom- und IT-Infrastrukturen, wodurch 
Stromausfälle oder IT-Störungen weit gra-
vierendere Ausmaße als bisher annehmen 
Projektphase 2
Ausgehend vom Szenario einer weiter vo-
rangeschrittenen Digitalisierung soll die 
Versorgungssicherheit unter den neuen 
Rahmenbedingungen bewertet werden. 
Zentrale Fragestellungen sind: 
 › Führt die Digitalisierung technischer 
Prozesse zu einer höheren Anfälligkeit 
gegenüber Störungen in der Stromver-
sorgung oder in der IT-Infrastruktur 
(einschließlich Cyberkriminalität)? 
 › Welche Herausforderungen ergeben 
sich für die staatliche und unternehme-
rische Daseins- und Sicherheitsvorsorge 
durch die von der Digitalisierung beför-
derten Veränderungen in Geschäftsmo-
dellen und Akteursstrukturen von kom-
munalen Versorgungsunternehmen? 
 › Wie kann die Widerstandsfähigkeit 
kommunaler Infrastrukturen durch 
die Digitalisierung gegenüber außerge-
wöhnlichen Ereignissen erhöht werden? 
 › Welche parlamentarischen Handlungs-
bedarfe und -optionen lassen sich für 
den Schutz kritischer kommunaler In- 
frastrukturen im Lichte der Digitalisie-
rung ableiten?
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risiken AES dazu führen können, dass 
einzelne Personen oder Personengruppen 
systematisch diskriminiert werden und 
dass dies aufgrund der fehlenden Trans-
parenz nur schwer zu erkennen und nach-
zuweisen ist. Der Vorwurf der möglichen 
Diskriminierung wiegt gesellschaftlich 
schwer, weil Grundrechte von Einzelnen 
betroffen sind. In Deutschland besteht 
ein Diskriminierungsverbot nicht nur für 
staatliche Stellen, sondern auch für den 
privaten Bereich. Einzelne Fälle von AES, 
die Diskriminierung Vorschub leisteten, 
sind bereits öffentlich geworden (wobei 
nicht immer klar ist, inwiefern tatsäch-
lich Menschen geschädigt wurden).
Ziel und Vorgehensweise
Die Diskriminierungsrisiken durch AES 
stellen nicht nur eine technische, sondern 
eine juristische, gesellschaftliche und poli-
tische Herausforderung dar. Zentrale Fra-
gen sind insbesondere:
 › In welchen Bereichen und für welche 
Entscheidungen werden bereits algo-
rithmische Entscheidungssysteme ein-
gesetzt, die nach geltender Rechtslage 
diskriminierungsfrei sein sollten (insb. 
gemäß Allgemeinem Gleichbehand-
lungsgesetz [AGG])? In welchen Berei-
chen ist eine Anwendung von AES und 
maschinellem Lernen in Zukunft wahr-
scheinlich? Welche Vorteile erwartet 
man sich von deren Einsatz?
 › Welche Risiken von Diskriminierung 
entstehen durch den Einsatz von AES? 
Welche Fälle von Diskriminierung auf-
grund von algorithmischen Entschei-
dungssystemen sind bereits bekannt 
geworden? 
 › Nach welchen Kriterien und Verfahren 
sollte der behördliche Einsatz algorith-
mischer Entscheidungssysteme zuge-
lassen werden? Welche behördlichen 
Anwendungen gibt es bereits, welche 
sind möglich?
 › Welche technischen Möglichkeiten 
existieren, um Diskriminierung durch 
algorithmische Entscheidungssysteme 
Vielfältige Entscheidungen, die konkret 
die Lebensführung und Entwicklungs-
chancen von Menschen betreffen, werden 
seit Langem regel- und merkmalsbasiert 
getroffen. Mediziner und Kostenträ-
ger berücksichtigen Erkrankungs- und 
Rückfallrisiken von Patienten, wenn sie 
über Behandlungen oder Rehabilitatio-
nen entscheiden. Versicherungen klassi-
fizieren ihre Kunden mit Blick auf Scha-
denswahrscheinlichkeiten und berechnen 
entsprechende Tarife, Banken treffen Kre-
ditentscheidungen auf Basis von Einschät-
zungen der Kreditwürdigkeit beispiels-
weise durch die SCHUFA Holding AG. 
Seitdem diese Entscheidungen zuneh-
mend datenbasiert und mittels Algorith-
men/Software automatisiert werden (algo-
rithmische Entscheidungssysteme [AES]), 
rücken diese in den Fokus der öffentlichen 
Wahrnehmung, und von Wissenschaft, 
Politik und anderen Stakeholdern werden 
damit verbundene Chancen und Risiken 
thematisiert. AES bieten das Potenzial, 
Entscheidungen schneller, effizienter und 
objektiver zu treffen und Unzulänglich-
keiten menschlicher Entscheidungen ver-
mindern oder gar vermeiden zu können. 
Gleichwohl gehen direkte Risiken au-
tomatisierter Entscheidungen mit Fehl-
entscheidungen und den daraus erwach-
senden Folgen sowie oftmals unklaren 
Verantwortungs- und Haftungsfragen 
einher. Bisher gibt es keine spezifischen 
Offenlegungspflichten, weder für einge-
setzte (Trainings-)Daten, anhand derer 
Kriterien für Entscheidungsregeln und 
-modelle abgeleitet werden, noch für die 
Algorithmen, mit denen diese Regeln auf 
neue Fälle angewendet werden. Dadurch 
sind Entscheidungsprozesse von außen 
oft nicht nachvollziehbar. Die fehlende 
Transparenz bereitet den Nährboden für 
Misstrauen oder Ablehnung. Durch die 
zunehmende Anwendung maschineller 
Lernverfahren wird diese Situation ver-
stärkt und auf eine neue Stufe gehoben.
Seit einiger Zeit wird darauf hingewie-
sen, dass jenseits von Fehlentscheidungs-
und maschinelles Lernen im Vorhinein 
oder nachträglich zu erkennen und zu 
beheben?
 › Welche Verfahren (wie z. B. counterfac-
tual explanations) werden in der Litera-
tur diskutiert, um die Nachvollziehbar-
keit komplexer Verfahren herzustellen? 
Wie können dabei Geschäftsgeheim-
nisse gewahrt bleiben?
 › Welche rechtlichen Möglichkeiten und 
Vorschläge zur Einhegung von Diskri-
minierungsrisiken durch Algorithmen 
gibt es, beispielsweise im Rahmen des 
Wettbewerbsrechts oder durch behörd-
liche Kontrollmechanismen? Liegen 
diesbezüglich bereits Erfahrungen in 
anderen Ländern vor?
Das TAB wird die Vielzahl vorliegender 
und erwarteter Studienergebnisse anhand 
dieser Leitfragen auswerten und in Form 
einer Synopse zusammenfassen, um ei-
nen sachlich fundierten Überblick über 
die noch junge Debatte zu schaffen. Er-
gänzend sollen Interviews mit Expertin-
nen und Experten geführt werden, um 
mögliche Widersprüche bzw. Unschär-
fen zu klären.
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messung und Dokumentation u. a. mittels 
Drohnen und Spezialsensoren, Assistenz-
systemen für Planungs-, Ausführungsdo-
kumentations- und Abrechnungstätig-
keiten, dem Einsatz hochspezialisierter 
Baumaschinen und unterstützender Ro-
botik bei der Bauausführung, neuen oder 
nachwachsenden Baumaterialien (Car-
bon Concrete Composite) und Verbund-
stoffen, bis hin zu innovativen Ferti-
gungsverfahren für Bauteile u. a. mittels 
3-D-Druckverfahren. Ambitionierte Ini- 
tiativen zielen auf die zunehmende Ver-
netzung von Maschinen und Assistenz-
systemen bis hin zur Erfassung sämt-
licher bauwerksrelevanter Daten und 
Dokumente zur Generierung virtueller 
Bauwerkmodelle (Building Information 
Modelling), um sämtliche Prozessabläufe 
zumindest für die Planung und Realisie-
rung eines Bauvorhabens über übergeord-
nete Managementsysteme zu realisieren 
(Bauen 4.0). 
Obwohl die Bauindustrie und deren Ver-
bände inzwischen durchaus bautechni-
sche sowie forschungs- und entwicklungs-
bezogene Schwerpunkte setzen, sich an 
entsprechenden nationalen und euro-
päischen Plattformen beteiligen, Kom-
petenzzentren gegründet und durch die 
Politik Gutachten, Strategien und Ak- 
tionspläne für bauliche Großprojekte er-
stellt und Wohnungsgipfel durchgeführt 
wurden, wird das tatsächliche Potenzial 
technischer Innovationen bei der Lösung 
derzeitiger baulicher Herausforderungen 
oftmals noch nicht hinreichend erkannt 
bzw. genutzt. 
Ziele und Vorgehensweise
Das TA-Projekt legt seinen Fokus in erster 
Linie auf die Planung und Konstruktion 
von Bauwerken sowie die Potenziale von 
Produkt- und Prozessinnovationen vor al-
lem in Bezug auf Produktivitätssteigerun-
gen sowie Zeit- bzw. Kostensenkungen so-
wohl im Sektor »Wohnungs(neu)bau« als 
auch im »Infrastrukturbau/Funktions-
bau«. Insgesamt soll ein Überblick über 
Die Bauwirtschaft erfährt seit einigen Jah-
ren ein starkes Wachstum, auf nationaler 
Ebene vor allem wegen der derzeit hohen 
Nachfrage im Wohnungsbau. Das Wachs-
tum bei gewerblichen und öffentlichen 
Bauten ist ebenfalls deutlich, insbesonde-
re wegen des Modernisierungsbedarfs bei 
der Energie- und Transportinfrastruk-
tur in Deutschland und Europa, teilwei-
se auch deshalb, weil über Jahre aufge-
laufene Instandhaltungsrückstände im 
öffentlichen Gebäudebestand aufgrund 
der aktuell verbesserten Haushaltssitua- 
tion auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene nunmehr beseitigt werden 
können. Die den deutschen Unterneh-
men im internationalen Wettbewerb viel-
fach attestierte Technologieführerschaft 
gilt zwar nach wie vor als ein spezifischer 
Wettbewerbsvorteil, allerdings ist die Re-
levanz der Preisführerschaft ausländi-
scher Unternehmen enorm gestiegen und 
reduziert den vormaligen technologiebe-
dingten deutschen Wettbewerbsvorteil. 
Der erheblichen Nachfrage nach Bau-
dienstleistungen stehen im Baugewerbe 
inzwischen Personalengpässe gegenüber. 
Der Arbeitskräftemangel ist aktuell be-
reits ein Hindernis, notwendige Bautätig-
keiten zeitnah auszuführen. Auch fallen 
die durch Produkt- und Prozessinnovati-
onen verursachten Produktivitätsgewin-
ne in der Baubranche im Vergleich zur 
Gesamtwirtschaft seit Jahrzehnten im-
mer geringer aus. Zudem erhöhen konti-
nuierlich steigende normative Vorgaben 
die Planungs- und Ausführungsanforde-
rungen, die Komplexität der Ablaufstruk-
turen sowie Aufwands- und Kostenkom-
ponenten von Bauvorhaben. 
Insgesamt gesehen ist ein erheblicher 
Bedarf an technischen und organisatori-
schen Innovationen in der Bauwirtschaft 
zu konstatieren, um die anstehenden He-
rausforderungen meistern zu können. Et-
liche (digital)technische Neuerungen und 
Weiterentwicklungen werden diskutiert, 
entwickelt, teilweise auch getestet und 
eingesetzt. Die Bandbreite reicht von neu-
en technischen Möglichkeiten zur Ver-
relevante Trends in Bezug auf Technolo-
gie-, Produkt- und Prozessinnovationen 
in folgenden Bereichen der Baubranche 
erarbeitet werden:
 › Vermessung und Dokumentation:  Hier 
geht es um die Nutzung von innova-
tiven Systemen und Verfahren zur 
3-D-Vermessung und -Kartierung von 
Bauwerken, Geländen und Anlagen vor 
allem mittels Drohnen, Scannern und 
Spezialsensoren sowie neuartige Ver-
fahren zur Visualisierung und Auswer-
tung der Messergebnisse.
 › Automatisierte Baumaschinen und 
Robotik: Thema sind hier die Automa-
tisierung von herkömmlichen Bauma-
schinen wie Bagger, Krane und Rau-
pen mittels Sensorik, satellitengestützte 
Navigation und Rechnertechnik wie 
auch neuartige, speziell für den Baustel-
leneinsatz konzipierte Roboter.
 › Fertigungsverfahren und neue Verbund- 
und Werkstoffe: Hier geht es vor allem 
um additive sowie modulare/serielle 
Fertigungsverfahren und neuartige 
Materialien und Werkstoffe.
Grundsätzliche Untersuchungsfragen für 
jeden Bereich beziehen sich auf die Aspek-
te: Stand der Technik und Anwendung; 
Perspektiven der weiteren Technikent-
wicklung und zukünftige Anwendungsfel-
der;  Rahmenbedingungen für eine erfolg-
reiche Implementierung der Verfahren 
und Technologien sowie Handlungs-, För-
der- und Forschungsbedarfe. 
TA-Projekt
Innovative Technologien, Prozesse 
und Produkte in der Bauwirtschaft
Themeninitiative
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
Kontakt
Dr. Christoph Kehl 
+49 30 28491-106 
kehl@tab-beim-bundestag.de
























Der Fokus des Projekts liegt auf telemedi-
zinischen Ansätzen im Rahmen der me-
dizinischen Versorgung erkrankter Per-
sonen. Betrachtet werden zum einen die 
jeweiligen Arzt-Patienten-Kontakte und 
zum anderen die Kontakte zwischen un-
terschiedlichen medizinischen Fachkräf-
te sowie die administrativen Beziehungen 
zwischen den beteiligten Personen und 
Einrichtungen. Folgende, nicht trenn-
scharf abzugrenzende IKT-unterstütz-
te Schwerpunktbereiche sollen betrach-
tet werden:
 › Teleanamnese und Diagnostik: Kon-
taktaufnahmen (u. a. auch mittels 
Anamnese-Chatbots), Videosprech-
stunden, Befund- und Diagnose-
feststellungen (u. a. auch unter Ein-
satz von Teleradiologie, Telekonsilen 
oder medizinischen Assistenz- bzw. 
Expertensystemen) bis zu Patienten-
informationssystemen (u. a. zu spezi-
fischen Erkrankungssituationen und 
Behandlungsoptionen).
 › medizinische Behandlung: medizini-
sche oder therapeutische Apps (z. B. 
zur Tinitusbehandlung), OP-Roboter, 
Telemonitoring von Vitaldaten teil-
weise mit automatisierter Wirkstoff-
gabe (sogenannte Closed-Loop-Sys-
teme) z. B. bei der Diabetesbehandlung, 
Funktionskontrollen von Aggregaten, 
einschließlich behandlungsbegleitender 
Kommunikation zwischen beteiligten 
Akteuren (in Deutschland Leistungen 
der Krankenkassen).
 › Rehabilitation und Nachsorge: von 
IKT-unterstützten Einzelangeboten 
bis umfangreicheren Serviceportalen 
bzw. -plattformen einschließlich der 
Kommunikation zwischen beteiligten 
Akteuren auch sektorübergreifend (in 
Deutschland [Anschluss-]Leistungen 
anderer Kostenträger).
Nicht betrachtet werden digitale Angebo-
te zur Unterstützung einer gesunden Le-
bensweise (z. B. Gesundheits-Apps) und 
eines möglichst selbstständigen Lebens 
Der medizinischen Versorgung aus der 
Distanz unter Einsatz von Informa-
tions- und Kommunikationstechnolo-
gien (IKT) wird seit Jahren erhebliches 
Potenzial unterstellt: Der Gesundheits-
zustand von Patientinnen und Patienten 
sowie die Einhaltung von Therapie und 
Nachsorge könnten besser überwacht, 
Betroffene besser informiert und aktiver 
in die Behandlung eingebunden werden. 
Deren Wege- und Wartezeiten könnten 
reduziert und Hospitalisierungen ver-
mindert werden. Aus gesundheitssyste-
mischer Sicht könnten fachliche Exper-
tisen zeitlich und räumlich umfassender 
bereitgestellt, medizinische Fachkräfte 
und Einrichtungen enger und auch inter-
sektoral miteinander vernetzt, Behand-
lungsleitlinien besser eingehalten und die 
Qualität der medizinischen Versorgung 
gesteigert oder medizinische Leistun-
gen effizienter erbracht werden. Dadurch 
könnte ein gesundheitsbezogener oder 
wirtschaftlicher Nutzen erzielt werden. 
Aufgrund dieser unterstellten Potenziale 
wird aus gesundheitspolitischer Sicht mit 
telemedizinischen Anwendungen auch 
die Hoffnung verknüpft, unterschiedli-
chen strukturellen Herausforderungen 
des nationalen Gesundheitssystems zu 
begegnen: In bevölkerungsarmen bzw. 
strukturschwachen Regionen könnte Te-
lemedizin helfen, eine hochwertige medi-
zinische Versorgung aufrechtzuerhalten. 
Die der Telemedizin zugeschriebenen Ef-
fizienzsteigerungen könnten den durch 
den demografischen Wandel bedingten 
Druck auf die sozialen Sicherungssyste-
me dämpfen.
Unterschiedliche Monitoringberichte und 
Innovationsanalysen zeigen, dass tele-
medizinische Anwendungen nur lang-
sam Eingang in die medizinische Ver-
sorgung finden – auch, aber nicht nur 
in Deutschland. Dies deutet darauf hin, 
dass technische, normative, personelle, 
organisatorische oder soziale Barrieren 
die Technologiediffusion begrenzen oder 
aber die Potenziale der Telemedizin in 
einzelnen Anwendungsbereichen mögli-
cherweise überschätzt werden. 
in der eigenen Wohnung (z. B. Ambient 
Assisted Living, Smart Home).
Für die genannten telemedizinischen 
Schwerpunktbereiche sollen der derzei-
tige Stand sowie die perspektivisch ab-
sehbare Technologieentwicklung und 
-diffusion dargestellt werden. Dazu sol-
len strukturelle und regulative Aspek-
te zum Datenschutz, zur Leistungs-und 
Nutzenbewertung, zur Qualitätssiche-
rung, zu Aufwandskomponenten und 
zur Finanzierung, zu entstehenden Ge-
schäftsmodellen sowie zu Haftungs- und 
Akzeptanzfragen angesprochen werden. 
Bestehende Diffusions- und Anwen-
dungsbarrieren sowie Möglichkeiten der 
Förderung und Unterstützung sollen dis-
kutiert und Handlungsoptionen für den 
Deutschen Bundestag abgeleitet werden.
Zur fachlichen Fundierung sollen zwei 
Gutachen die Situation einerseits in aus-
gewählten telemedizinischen Vorreiter-
ländern und andererseits in Deutschland 
darstellen. Am Ende werden in einem 
Vergleich strukturelle Unterschiede sowie 
Übertragungsmöglichkeiten und -gren-
zen für den Einsatz von telemedizinischen 
Anwendungen herausgearbeitet. In einer 
zweiten Projektphase sollen einige Ergeb-
nisse der Gutachten durch eine Stakehol-
derbefragung fundiert werden.
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Umstellungen der konventionellen indus-
triellen Prozesse und/oder die Substituti-
on von Rohstoffen oder Produkten erfor-
derlich sind. 
Die Potenziale neuer THG-armer Techno-
logiepfade hängen von vielen Faktoren ab, 
angefangen von der technischen Realisier- 
und Skalierbarkeit über die Wirtschaft-
lichkeit und – im Falle von Stoffsubstitu-
tionen – die Rohstoffverfügbarkeiten bis 
hin zu den Eigenschaften der durch verän-
derte Prozesse oder Rohstoffe erzeugten 
Produkte. Schließlich haben Umstellun-
gen in den konventionellen industriellen 
Herstellungsprozessen auch ökonomische 
Auswirkungen auf die Industrien selbst, 
auf die Abnehmerbranchen und nicht zu-
letzt auf die Technologieentwickler und 
Anlagenhersteller.  
Ziel und Vorgehensweise
Der Untersuchungsfokus liegt auf alter-
nativen THG-armen bzw. -freien Tech-
nologiepfaden in den emissionsintensi-
ven Grundstoffindustrien (z. B. Kalk- und 
Zementindustrie, Eisen- und Stahlindust-
rie, chemische Grundstoffindustrie). Für 
diese Industriebereiche werden die aus 
technischer Perspektive aussichtsreichsten 
Optionen zur Reduktion der THG-Emis-
sionen durch alternative Herstellungspro-
zesse oder Substitutionen von Rohstof-
fen oder Produkten erfasst und dargestellt 
(Stand von Wissenschaft und Technik, 
technische und industrielle Umsetzbar-
keit und Skalierbarkeit etc.). 
Für Optionen mit hohem technischem Re-
duktionspotenzial wird – sofern nach dem 
gegenwärtigen Forschungs- und Entwick-
lungstand möglich – die Wirtschaftlichkeit 
gegenüber den konventionellen Verfah-
ren abgeschätzt (Entwicklungs-, Investi-
tions- und Betriebskosten etc.). Gegebe-
nenfalls vorhandene Hemmnisse für die 
Realisierung von technisch und ökono-
misch vielversprechende Optionen wer-
den beleuchtet (z. B. regulatorische Hür-
den, Widerstände in der Wirtschaft) und 
Der Industriesektor ist nach dem Energie-
sektor mit rund 20 % der Gesamtemissio-
nen der zweitgrößte Treibhausgasemittent 
(THG-Emittent) in Deutschland. Laut 
dem Klimaschutzplan 2050 der Bundes-
regierung sollen die Emissionen dieses 
Sektors bis 2030 um rund 50 % gegen-
über 1990 (rund 22 % gegenüber 2014) 
reduziert werden, um das Ziel einer weit-
gehenden THG-Neutralität bis 2050 errei-
chen zu können. 
Die dem Industriesektor zugerechneten 
THG-Emissionen sind aktuell zu rund 
zwei Dritteln energiebedingt (Verbren-
nung von fossilen Brennstoffen zur Be-
reitstellung von Prozesswärme, Dampf 
oder mechanischer Energie) und zu rund 
einem Drittel prozessbedingt (in der Ze-
mentindustrie beispielsweise durch das 
Brennen von Kalkstein zu Zementklin-
ker). Nicht außer Acht zu lassen sind au-
ßerdem CO2-Emissionen, die nach der 
Nutzungsphase von Produkten aus fossi-
lem Kohlenstoff (z. B. Kunststoffe) durch 
Verbrennung oder Abbauprozesse ent-
stehen. Diese Emissionen werden zwar 
dem Abfallsektor zugerechnet, haben ih-
ren Ursprung aber vor allem in der In-
dustrie. Dies gilt gleichermaßen für die 
aus dem Fremdstrombezug verursachten 
CO2-Emissionen, die dem Energiesektor 
zugerechnet werden. Minderungsmaß-
nahmen im Industriesektor können ihre 
Wirkung daher auch in anderen Sekto-
ren entfalten.
Wesentliche Ansätze zur Reduktion der 
energiebedingten Emissionen umfassen 
Effizienzsteigerungen sowie die Nutzung 
weitgehend CO2-neutraler Energieträ-
ger. Optionen zur Reduktion der abfall-
bedingten Emissionen sind die Verlänge-
rung der Nutzungsdauern bzw. Erhöhung 
der Recyclingraten für kohlenstoffhalti-
ge Produkte oder die Nutzung alterna-
tiver Kohlenstoffquellen, z. B. Biomas-
se oder aus der Luft abgeschiedenes CO2 
(Carbon Capture and Utilization [CCU]). 
Die größte Herausforderung aber stellt die 
Reduktion der prozessbedingten THG-
Emissionen dar, da hierzu grundlegende 
politische Gestaltungsoptionen zum Ab-
bau dieser Hemmnisse und zur Förderung 
der Diffusion in die industrielle Praxis ab-
geleitet (z. B. Anreizsysteme, Fördermaß-
nahmen, Forschungsnotwendigkeiten, re-
gulatorische Rahmenbedingungen).
Für die aussichtsreichsten Reduktions-
optionen werden sodann ökonomische 
Folgewirkungen herausgearbeitet. Hier 
relevante Untersuchungsfragen sind u. a. 
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfä-
higkeit deutscher Unternehmen (in den 
oben genannten Industrien, aber auch bei 
Technologieentwicklern und Anlagenher-
stellern), Auswirkungen auf die Indust-
riebeschäftigten und – wenn sich durch 
Verfahrensumstellungen oder Stoffsubs-
titutionen auch die Produkteigenschaften 
ändern – gegebenenfalls Effekte auf die 
Abnehmerbranchen der Produkte.
Das Projekt beginnt Anfang 2020.
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der Einreichenden von Petitionen sowie 
deren Präferenzen bezüglich des Einrei-
chungsweges dargestellt (TAB-Arbeitsbe-
richt Nr. 146). Dabei wurden Unterschie-
de zur Gesamtbevölkerung beispielsweise 
hinsichtlich der Geschlechterzugehörig-
keit und des Alters deutlich. Der TAB-Ar-
beitsbericht Nr. 173 bietet einen Überblick 
über die technologischen Weiterentwick-
lungen und diskutiert u. a. die Herausfor-
derungen durch außerparlamentarische 
Onlinepetitionsportale. 
In seinen Jahresberichten veröffentlicht 
der Petitionsausschuss ausführliche Sta-
tistiken zu seiner Tätigkeit. Demnach sind 
im langjährigen Durchschnitt grundsätz-
lich hohe Schwankungen bezüglich der 
Anzahl der neu eingegangenen Petitio-
nen zu verzeichnen. Die Zahlen sind in 
den letzten 2 Jahren, nach einem Rück-
gang in den vorherigen Jahren, wieder 
leicht gestiegen.
Ziel und Vorgehensweise
Vorrangiges Ziel ist es, Erkenntnisse da-
rüber zu erhalten, welche Bevölkerungs-
gruppen sich an den Petitionsausschuss 
des Deutschen Bundestages wenden und 
in welchem Umfang das Petitionswesen 
in den unterschiedlichen Gruppen be-
kannt ist. Die Untersuchung knüpft da-
bei an die im Jahr 2008 durchgeführte Be-
völkerungsumfrage zu Bekanntheit und 
Ansehen des Petitionsausschusses des 
Deutschen Bundestages an (TAB-Hinter-
grundpapier Nr. 17), in der erstmals Da-
ten zum Petitionswesen in Deutschland 
erhoben wurden. Insgesamt sollen drei 
Befragungen durchgeführt werden, die 
folgende Personengruppen adressieren: 
 › Personen, die auf postalischem Weg 
eine Petition an das Parlament richten,
 › Personen, die die Onlineplattform ver-
wenden, um Petitionen einzureichen, 
mitzuzeichnen bzw. zu diskutieren und
 › Internetnutzerinnen und -nutzer mit 
Wohnsitz in Deutschland (repräsen-
tative Onlinebefragung).
»Jedermann« hat nach Artikel 17 des 
Grundgesetzes das Recht, sich mit Bitten 
oder Beschwerden an den Deutschen Bun-
destag zu wenden. In den letzten beiden 
Jahren wurden jeweils fast 12.000 Petitio-
nen an den Deutschen Bundestag gerich-
tet, davon ca. zwei Drittel zu persönlichen, 
individuellen Anliegen zum Vorgehen 
oder zu Entscheidungen von Bundesbe-
hörden. Neben diesen den Einzelfall be-
treffenden Petitionen werden Anliegen 
zur politischen Mitgestaltung an den Pe-
titionsausschuss des Deutschen Bundesta-
ges herangetragen. Petitionen, die beson-
ders viel Unterstützung erhalten, werden 
durch den Petitionsausschuss in öffentli-
chen Sitzungen behandelt.
Im Jahr 2005 hat der Bundestag das Ver-
fahren zur Einreichung von Petitionen 
überarbeitet und ergänzt. Seitdem kön-
nen Petitionen auf Wunsch der Petentin/
des Petenten und bei Erfüllung bestimm-
ter Kriterien auf der Petitionsplattform 
des Deutschen Bundestages veröffentlicht 
werden; diese »öffentlichen Petitionen« 
können mitgezeichnet und in Onlinefo-
ren diskutiert werden. Außerdem können 
Petitionen elektronisch eingereicht wer-
den. Bei Erfüllung eines Quorums von 
50.000 Mitzeichnungen erhalten die Ein-
reichenden die Gelegenheit, ihr Anliegen 
in einer öffentlichen Ausschusssitzung 
zu vertreten.
Das TAB hat den Prozess der Einfüh-
rung und Weiterentwicklung elektroni-
scher und öffentlicher Petitionen umfas-
send durch Untersuchungen begleitet: 
Bei der wissenschaftlichen Begleitung 
des Modellversuchs »Öffentliche Peti-
tionen« wurden die Funktionalität und 
Nutzungsfreundlichkeit des Softwaresys-
tems, dessen technische und verfahrens-
mäßige Einbettung sowie die Nutzung 
und Bewertung durch unterschiedliche 
Stakeholder untersucht. Im Zuge der Ver-
stetigung der elektronischen Petitionen 
wurde die Bekanntheit des Petitionswe-
sens in einer Bevölkerungsumfrage erho-
ben und die sozialen Merkmale, die po-
litische Aktivität und Internetnutzung 
Die Befragungen fokussieren auf folgende 
Aspekte:
 › Wem ist das Recht, sich mit Bitten und 
Beschwerden an den Deutschen Bun-
destag zu wenden, bekannt bzw. nicht 
bekannt? 
 › Falls bekannt, wie haben die Befragten 
von diesem Recht erfahren? 
 › Wer nutzt das Recht, Petitionen beim 
Deutschen Bundestag einzureichen, zu 
veröffentlichen, zu diskutieren oder zu 
unterstützen? 
Dabei soll nach soziodemografischen 
Merkmalen differenziert werden. Diese 
Kernfragen werden ergänzt durch Fra-
gen zur Bekanntheit und Nutzung von 
Schlichtungsverfahren/Ombudsstellen 
oder privaten Petitionsplattformen. Die 
Ergebnisse der Befragungen werden in ei-
nem TAB-Hintergrundpapier ausgewertet 
und zusammenfassend diskutiert.
TA-Projekt
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duziert werden. Zum Thema Sicherheit 
des Reaktorbetriebs lautet das Ziel, dass 
die Folgen jeglicher Stör- und Unfälle 
auf das Betriebsgelände begrenzt blei-
ben sollen und somit keine Notwendig-
keit von Notfallmaßnahmen außerhalb 
des Geländes mehr besteht. Bezogen auf 
die Wirtschaftlichkeit wird angestrebt, 
dass Gen.-IV-Reaktoren Kostenvortei-
le gegenüber konkurrierenden Energie-
technologien aufweisen und deren finan-
zielles Risiko vergleichbar mit anderen 
Energieprojekten sein soll. Die nukle-
aren Brennstoffe und Materialien, die 
in Gen.-IV-Reaktoren verwendet wer-
den bzw. entstehen, sollen so beschaffen 
sein, dass sie unattraktiv für die miss-
bräuchliche Nutzung für Kernwaffen 
sind. Außerdem sollen die Reaktoren 
verbesserten physischen Schutz gegen 
Terroranschläge bieten. 
Es ist unbestritten, dass einzelne der Re-
aktorkonzepte in einzelnen dieser Ziele 
zum Teil deutliche potenzielle Vorteile ge-
genüber heute gängigen Kernkraftwerk-
stypen besitzen. Die Herausforderung 
besteht nun darin, sämtliche dieser an-
spruchsvollen Technologieziele in einem 
Reaktorkonzept zu vereinen. 
Ziel und Vorgehensweise
Das Themengebiet soll mittels einer Lite-
raturstudie, die gegebenenfalls punktuell 
durch Experteninterviews ergänzt wird, 
erschlossen werden. Im Ergebnis soll ein 
Sachstandsbericht zu Reaktorkonzepten 
der Generation IV erarbeitet werden. Da-
bei sollen die avisierten Eigenschaften der 
Reaktorkonzepte überblicksartig im Hin-
blick auf folgende Aspekte zusammenge-
stellt werden:
 › Sicherheit
 › Ressourceneinsatz und 
Brennstoffversorgung
 › Radioaktive Abfälle
 › Kosten
 › Weiterverbreitung  
kernwaffenfähiger Materialien
Designs von Kernkraftwerken werden oft 
in Generationen eingeteilt. In der üblichen 
Nomenklatur werden die in den 1970er bis 
1980er Jahren in Betrieb gegangenen Re-
aktortypen als »II. Generation« bezeich-
net. Aktuelle Reaktorkonzepte werden 
unter der Bezeichnung »Generation III/
III+« gefasst. Reaktorkonzepte der Gene-
ration IV befinden sich dagegen im For-
schungs- und Versuchsstadium. Die For-
schung daran wird seit Anfang der 2000er 
Jahre vom »Generation IV International 
Forum« (GIF) international koordiniert. 
Ziel ist, Kernreaktoren zu entwickeln, 
die hinsichtlich Nachhaltigkeit, Sicher-
heit und Zuverlässigkeit, ökonomischer 
Konkurrenzfähigkeit sowie Prolifera- 
tionsresistenz und physischem Schutz ge-
genüber herkömmlichen Reaktoren ent-
scheidende Vorteile aufweisen sollen. 
Sechs unterschiedliche Konzepte werden 
verfolgt: 
 › gasgekühlte schnelle Reaktoren (GFR)
 › Salzschmelzereaktoren (MSR)
 › natriumgekühlte schnelle Reaktoren 
(SFR)
 › bleigekühlte schnelle Reaktoren (LFR)
 › superkritische, wassergekühlte Reak-
toren (SCWR)
 › Hochtemperaturreaktoren (VHTR)
Es handelt sich zum Teil um Systeme, die 
bereits seit Jahrzehnten erforscht bzw. 
entwickelt werden. Ursprüngliches Ziel 
des GIF war es, ab 2015/2020 in die De-
monstrationsphase der Reaktorlinien ein-
zusteigen, damit ein Markteintritt ab 2030 
erfolgen kann. Derzeit wird mit einer Ver-
schiebung dieses Zeitrahmens um etwa 
5 bis 10 Jahre gerechnet, wie ein 2014 er-
schienenes Update der ursprünglichen 
Roadmap zeigt.
Mit Reaktorkonzepten der sogenann-
ten IV. Generation sollen anspruchsvol-
le Technologieziele angestrebt werden: 
Die radioaktiven Abfälle sollen mini-
miert und auf diese Weise die Erforder-
nisse für die langfristige Aufsicht bzw. 
Endlagerung von Abfällen deutlich re-
Dabei werden Pro- und Kontraargumen-
te aus der Literatur synoptisch gegenüber 
gestellt. Tiefer gehende Analysen insbe-
sondere zu Fragen der Reaktorsicherheit 
werden nicht vorgenommen. Schwer-
punktmäßig sollen besonders jüngere 
Entwicklungen in den Blick genommen 
werden (etwa der letzten 2 bis 3 Jahre). 
Neben dem derzeitigen Forschungs- und 
Entwicklungsstand nebst laufenden und 
konkret geplanten Forschungsvorhaben 
soll ein Überblick über die internatio-
nale Akteurslandschaft gegeben werden 
(öffentliche und kommerzielle Förder-
geber, beteiligte wissenschaftlich-tech-
nische Institutionen). Es soll beleuchtet 
werden, welche Rolle deutsche Akteure 
einnehmen – insbesondere im Hinblick 
auf Kompetenzerhalt, Aus- und Weiter-
bildung, Reaktorrückbau – hinsichtlich 
Fragen der Sicherheit von neuen Reak-
torkonzepten und deren Brennstoffver- 
und -entsorgung.
Das Projekt beginnt im Herbst 2019.
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Landwirtschaft oder zur Bekämpfung 
der Ausbreitung von Krankheiten stellt 
die Wirkungsweise von Gene Drives eine 
Art Paradigmenwechsel dar: Bei bishe-
rigen Ansätzen soll die genetische Mo-
difikation auf die ausgebrachten GVO 
begrenzt (z. B. bei gentechnisch verän-
derten Pflanzen im landwirtschaftlichen 
Anbausystem) oder die Vermehrung und 
Verbreitung der freigesetzten GVO über 
selbstlimitierende Systeme (bei der so-
genannten sterilen Insektentechnik zur 
Reduktion von Insektenpopulationen) 
verhindert werden. Im Gegensatz dazu 
wird durch Gene Drives die Verbreitung 
der GVO bzw. der genetischen Verände-
rungen in der noch nicht veränderten 
Population derselben Art ausdrücklich 
angestrebt. Dies hat fundamentale Aus-
wirkungen auf die Risikoabschätzung 
und mögliche Risikomanagementmaß-
nahmen von Gene-Drive-Anwendun-
gen, aber auch bereits auf die Fragen ei-
ner Nutzen-Risiko-Abwägung als Basis 
einer möglichen Zulassung von experi-
mentellen Freisetzungen.
Ziel und Vorgehensweise
Ausgangspunkt des TA-Projekts wird eine 
Bestandsaufnahme der wissenschaftlich-
technischen Entwicklungen und Möglich-
keiten, der vorgesehenen Anwendungen 
und alternativer Problemlösungsstrategi-
en sein. Anhand ausgewählter, repräsen-
tativer Beispiele aus den verschiedenen 
möglichen Anwendungsfeldern soll dann 
eine vergleichende ökologische und ethi-
sche Folgenanalyse durchgeführt werden. 
Weiterhin soll die internationale Regu-
lierungsdebatte detailliert nachvollzogen 
und hinsichtlich ihrer möglichen Konse-
quenzen für die deutsche Politik analy-
siert werden. Fragestellungen der Unter-
suchung werden sein:
 › In welchen Bereichen wird eine Anwen-
dung von Gene Drives diskutiert? 
Inwieweit sind effektive »lokal wir-
kende« Gene-Drive-Systeme möglich 
und welche Alternativen existieren?
Als Gene Drives werden genetische Ele-
mente bzw. gentechnische Konstrukte be-
zeichnet, deren inhärente Eigenschaften 
dafür sorgen, dass sie durch Vererbung 
überproportional häufig (d. h. häufiger 
als 50 % für eine bestimmte Genvariante 
väterlichen oder mütterlichen Ursprungs) 
weitergeben werden. Hierdurch können 
sich die von solchen genetischen Elemen-
ten bestimmten Merkmale bevorzugt und 
rasch in Populationen verbreiten (poten-
ziell bis hin zur genetischen Veränderung 
gesamter Wildpopulationen oder Arten). 
Gene Drives sind als natürliches Phäno-
men schon lange bekannt, aber erst seit 
der stürmischen Entwicklung des Ge- 
nome Editings (mittels der »Gen-Schere« 
CRISPR/Cas) ab 2012 und den daraus re-
sultierenden Möglichkeiten zur Herstel-
lung synthetischer Gene-Drive-Systeme 
in den Fokus intensiverer wissenschaft-
licher Aktivitäten gerückt. Seit 2014 sind 
sie auch Gegenstand bioethischer, for-
schungspolitischer und regulatorischer 
Analysen. 
Die Entwicklung von Gene Drives bzw. 
Gene-Drive-Technologien zielt darauf 
ab, eine gewünschte, genetisch basier-
te Eigenschaft in einer Population von 
Lebewesen zu verbreiten. Zu häufig ge-
nannten Forschungs- und Anwendungs-
zielen gehören die Dezimierung (bis hin 
zur völligen Auslöschung) von invasi-
ven Arten (zum Schutz natürlicher Öko-
systeme in betroffenen Gebieten) oder 
von Insektenpopulationen, die entweder 
landwirtschaftliche Nutzpflanzen schä-
digen (wie z. B. die Oliven- oder Mittel-
meerfruchtfliege) oder aber humanpa-
thogene Erreger  übertragen (wie z. B. 
die Anopheles-Mücke für Malaria oder 
die Aedesmücke für Denguefieber). Al-
ternativ könnten krankheitsübertragen-
de Insekten(populationen) über Gene 
Drives auch so verändert werden, dass Er-
reger (z. B. für Malaria) nicht mehr (effi-
zient) übertragen werden können.
Gegenüber bisherigen Anwendungen 
bzw. Einsatzszenarien gentechnisch 
veränderter Organismen (GVO) in der 
 › Was sind mögliche ökologische Fol-
gen? Welche biologischen Sicherheits-
maßnahmen werden diskutiert? Wel-
che zentralen Aspekte muss eine Risi-
kobewertung umfassen? Wie kann sie 
ins Verhältnis zu einer Nutzenbewer-
tung gesetzt werden?
 › Welche ethischen Fragen und Dimen-
sionen stellen sich bei so weitreichen-
den Eingriffen in Wildpopulationen? 
Was sind Kriterien für eine ethisch 
und gesellschaftlich fundierte Entschei-
dungsbasis zu der Frage, ob und wenn 
ja, wo Gene Drives eingesetzt werden 
soll?
 › Welche Missbrauchsgefahren für mili-
tärische oder terroristische Zwecke 
bestehen (etwa im Zusammenhang mit 
Biowaffen)? Welcher Regulierungsbe-
darf auf nationaler und internationaler 
Ebene ergibt sich daraus?
 › Welche Ansätze zur Regulierung und 
Schadensvermeidung werden disku-
tiert? Welche Strukturen, Institutio-
nen und internationale Regime spie-
len dabei eine Rolle bzw. sind für eine 
Regulierung geeignet? Was sind die 
dringendsten regulativen Schritte?
Das Projekt beginnt im Herbst 2019.
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Informationen über die tatsächlich ver-
brauchte Energiemenge und die entstan-
denen Kosten zu erlangen. Zu beachten 
ist, dass auch die Qualität der Bauausfüh-
rung den tatsächlichen Energieverbrauch 
maßgeblich beeinflusst.
Ziel und Vorgehensweise
Vor dem Hintergrund der hohen Bedeu-
tung von Energieeinsparungen im Wohn-, 
Büro- und Verwaltungsgebäudesektor so-
wie den Abweichungen zwischen errech-
neten und realisierten Einspareffekten 
der einzelnen Technologien beleuchtet 
das TA-Projekt das Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis der für die Energiewende bedeut-
samen Technologien und energetischen 
Sanierungsmaßnahmen. Des Weiteren 
werden das Ausmaß und die Ursachen 
von Abweichungen zwischen realisier-
ten und vorab berechneten Einsparpoten- 
zialen untersucht, um auf dieser Ba-
sis eine realitätsbasierte Bewertung der 
Technologien vorzunehmen und wirk-
samere Politikmaßnahmen abzuleiten. 
Das TA-Projekt wird in drei Schritten 
durchgeführt:
 › Auf Basis einer Literaturauswertung 
der relevanten veröffentlichten Studien, 
Gutachten und Evaluationsberichte soll 
im ersten Schritt ein Überblick über 
erwartete und realisierte Einspareffekte, 
Kosten und Kosten-Nutzen-Relatio-
nen von relevanten Technologien und 
Maßnahmen zur energetischen Gebäu-
desanierung geschaffen werden. Diese 
Auswertung wird durch Experteninter-
views ergänzt und vertieft.
 › Im zweiten Schritt erfolgen eine Gegen-
überstellung der Einsparwirkungen 
und Kosten als Kosten-Nutzen-Rela-
tionen sowie eine Gegenüberstellung 
des Ausmaßes und der Ursachen von 
Abweichungen bei ermittelten Ein-
spareffekten. Am Beispiel einschlägi-
ger wissenschaftlicher Studien wird 
systematisch dargelegt, wie die Ener-
giespareffekte ermittelt wurden, um so 
relevante Unterschiede herauszustellen. 
Rund ein Drittel des Energieverbrauchs 
in Deutschland entfällt auf die Bereiche 
Raumwärme und Warmwasser. Aus ener-
gie- und klimapolitischer Sicht kommt 
der Reduzierung des Energieverbrauchs 
für Raumwärme und Warmwasser da-
her hohe Bedeutung zu. Insbesondere im 
Bestand von Wohn-, Büro- und Verwal-
tungsgebäuden werden hohe Einsparef-
fekte gesehen. Um Investitionsmittel und 
Fördergelder hierfür effizient einzuset-
zen, bedarf es robuster und realistischer 
Daten zum Einsparpotenzial durch un-
terschiedliche Technologien (z. B. Wär-
mepumpen, Solarthermie, Lüftungsanla-
gen mit Wärmerückgewinnung, digitale 
Anlagensteuerung und -regelung, Fens-
tertausch, Fassadendämmung). Auf die-
ser Basis können durch den Gesetzgeber 
konkrete und wirksame Politikmaßnah-
men zur Förderung der Energieeinspa-
rung und Effizienzsteigerung initiiert 
werden.
Die in wissenschaftlichen Studien ermit-
telten Ergebnisse zu Energieeinsparungen 
und Treibhausgasemissionsreduktionen 
weichen zum Teil deutlich voneinander 
ab. Deshalb ist es von großer Bedeutung, 
dass die jeweiligen unterschiedlichen Be-
trachtungsebenen und auch unterschied-
lichen Ziele bzw. Verwendungszwecke der 
Energieverbrauchswerte differenziert 
werden: Auf der Gebäude- bzw. Einzel-
fallebene ist zu berücksichtigen, dass die 
berechneten Einsparpotenziale bei der 
Gebäudesanierung auf einer Reihe von 
Annahmen basieren (z. B. Referenzwer-
te für Wärmedurchgangskoeffizienten, 
Luftwechselraten und Raumlufttempe-
raturen, Nutzerverhalten, Wärmetransfer 
aufgrund angrenzender unbeheizter Räu-
me sowie standortbezogene Klimadaten). 
Der auf Basis theoretischer, technisch-
physischer Berechnungen zum Energie-
aufwand eines Gebäudes ermittelte Ener-
giebedarf dient dazu, Auskunft über die 
Effizienz des betrachteten Gebäudes und 
einen behördlichen Nachweis zu liefern. 
Bei der Messung von Energieverbräuchen 
steht hingegen das Ziel im Vordergrund, 
Bezüglich der Kosten der unterschied-
lichen Technologien sollen sowohl die 
Anschaffungskosten als auch die Kos-
ten der Nutzungsphase einbezogen 
werden. 
 › Im Rahmen eines Workshops mit 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern aus Universitäten und For-
schungseinrichtungen werden im drit-
ten Schritt die Ergebnisse der voran-
gegangenen Arbeitsschritte diskutiert.
Das Projekt beginnt im Herbst 2019.
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Die Kurzstudie soll einen Überblick über 
unterschiedliche internationale Beispie-
le für disruptive, durch technologische 
Innovationen hervorgerufene Verände-
rungen der Banken- und Bezahlsysteme 
geben. Dies umfasst neben den eher eta-
blierten kartengestützten Zahlungswei-
sen die neueren Bezahlsysteme verschie-
dener größerer Technologieanbieter (z. B. 
PayPal), von großen Technologiekonzer-
nen (z. B. Google Pay, AmazonPay, App-
le Pay, WeChatPay) sowie verschiedene 
Banking- und Bezahl-Apps von FinTech- 
Start-ups (z. B. numbrs, revolut, outbank). 
Dabei sollen auch verschiedene neue An-
wendungsfelder beschrieben werden, u. a. 
auch solche, in denen ein bargeldloses 
Zahlen zuvor unüblich war (z. B. elekt-
ronisch bezahlte Kollekte in der Kirche, 
Spende an Straßenmusikanten oder Ob-
dachlose, Überweisung von Kleinbeträ-
gen an Freunde nach einem gemeinsa-
men Essen im Restaurant).
Jene Länder, die bereits heute Vorrei-
ter in der Abschaffung des Bargeldes 
sind, wie z. B. China, Dänemark, Indi-
en, Norwegen oder Schweden sollen in 
der Kurzstudie näher betrachtet werden, 
um herauszuarbeiten, welche besonderen 
technologischen, historischen oder ge-
sellschaftlichen Faktoren für den Trend 
zum bargeldlosen Zahlen relevant sind 
und wie dies in Bezug auf Deutschland 
einzuordnen ist.
Ein weiterer Schwerpunkt wird die Erfas-
sung der verschiedenen technologischen 
Voraussetzungen wie etwa die Nahfeld-
kommunikation sein, die ein sicheres 
und reibungsloses bargeldloses Zahlen 
erst ermöglichen. In diesem Kontext soll 
eine vertiefte Untersuchung der Block-
chaintechnologie und Ihr Potenzial für 
einen möglichen Ersatz von Bargeld ver-
folgen. Ebenfalls soll die Veränderung 
dieser Entwicklungen auf das Banken-
gefüge analysiert werden, da mit Einzug 
der neuen Bezahlsysteme neue Akteure 
ins Spiel kommen, die zunehmend auch 
Während in Deutschland gut die Hälfte 
aller Zahlungen noch mittels Bargeld er-
folgt, ist beispielsweise in Schweden der 
Umsatz im Einzelhandel bereits zu über 
95 Prozent bargeldlos, und häufig akzep-
tieren schwedische Geschäfte und Servi-
cestellen kein Bargeld mehr. Der Trend 
zum bargeldlosen Bezahlen scheint in 
vielen Ländern unaufhaltsam, in Chi-
na wurde selbst die Ära der Kartenzah-
lung gleichsam übersprungen: Per Smart- 
phone und Plattformapplikationen wird 
der Löwenanteil von Zahlungsvorgängen 
– auch von Kleinstbeträgen – abgewickelt. 
Trotz des »traditionellen« Zahlungsver-
haltens sind Girocard- und Kreditkar-
tenzahlung sowie Onlinebezahldienste 
natürlich auch in Deutschland etabliert, 
und Banking- und Bezahl-Apps ver-
schiedenster deutscher Start-ups versu-
chen der Bargeldnutzung den Rang ab-
zulaufen. Zudem stellen für bestimmte 
Transaktionen Kryptowährungen und 
die dahinterstehende Blockchaintechno-
logie ein alternatives Zahlungsmittel dar. 
Allerdings mehren sich die Hinweise, dass 
auch die eigentlich sehr sicher geglaub-
te Blockchain gehackt werden kann und 
es schon zu Diebstahl von Kryptowäh- 
rungen gekommen ist.
Als wichtiges Argument für die Beibehal-
tung des Bargelds wird neben der Diskri-
minierungsfreiheit meist die Anonymi-
tät von Zahlungsvorgängen angeführt, 
da Bargeld nicht mit personenbezogenen 
Daten verknüpft ist. Diese Privatheit des 
Bargeldes erleichtert allerdings die Geld-
wäsche, und Fragen der Sicherheit stellen 
sich sowohl für Münzen und Scheine (Fäl-
schungssicherheit) als auch für elektroni-
sches Zahlen (Cyberkriminalität). Doch 
insgesamt scheinen die Entwicklungen 
in Richtung bargeldloses Zahlen bestän-
dig voranzuschreiten und könnten einen 
Handlungsdruck für Deutschland erzeu-
gen. Die TAB-Kurzstudie soll beleuchten, 
welche Chancen und Risiken mit einer 
bargeldlosen Zahlung für Deutschland 
verbunden sein könnten bzw. welche Vor- 
bzw. Nachteile es mit der Beibehaltung 
von Bargeldzahlungen gibt.
im Wettbewerb zu den Banken stehen und 
wichtige Aufgaben im Zahlungsverkehr 
übernehmen.
Schließlich sollen die Chancen und Ri-
siken bzw. Entwicklungspfade z. B. mit 
Blick auf Fälschungssicherheit, Privat-
heit, Autonomie der Banken, Akzep-
tanz oder Cyberkriminalität themati-
siert werden. Ein besonderer Fokus wird 
dabei auf sicherheitsrelevante Aspekte ei-
nes bargeldlosen Zahlungsverkehrs ge-
legt. Dies umfasst die Bedeutung von Bar-
geld in Krisenzeiten, bei Stromausfällen 
oder Schutz vor Negativzinsen genauso 
wie die möglichen Vorteile bargeldlosen 
Zahlens (Verringerung von Schwarzar-
beit und Steuerhinterziehung, Vermei-
dung von Geldwäsche etc.). 
Die Literatur- und Quellenanalysen wer-
den ergänzt um Interviews mit Vertretern 
folgender Akteursgruppen: FinTech-Start-
ups, Banken, Verbände, Aufsichtsbehör-
den (z. B. BSI, BaFin), Verbraucherorga-
nisationen, Handel, öffentlicher Sektor, 
Forschung und Wissenschaft. Ferner ist 
ein öffentliches Fachgespräch geplant, 
um die Untersuchungsergebnisse zu va-
lidieren sowie eventuelle sich ergeben-
de Handlungs- und Regulierungsbedar-
fe zu eruieren.
Das Projekt beginnt im Herbst 2019.
TA-Projekt
Welt ohne Bargeld – Verände-
rung der klassischen Banken- und 
Bezahlsysteme 
Themeninitiative
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung
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TA-Projekt: Nachhaltigkeitsbewertung landwirtschaftlicher Systeme
Fehlstellen und bisherigen methodischen 
Schwächen auf. Potenzielle Datenquellen 
für systematische Vergleichsuntersuchun-
gen werden diskutiert und Herausforde-
rungen einer vergleichenden Nachhal-
tigkeitsbewertung landwirtschaftlicher 
Systeme abgeleitet.
Stand des Vergleichs 
von konventioneller und 
ökologischer Landwirtschaft
Die ökonomische, die soziale und die öko-
logische Dimension der Nachhaltigkeit 
sind bisher bei Vergleichen von konven- 
tioneller und ökologischer Landwirtschaft 
sehr unterschiedlich addressiert worden. 
Außerdem sind die Vergleichsergebnisse 
in verschiedener Weise ausgewertet wor-
den, die Ergebnisse sind insgesamt unter-
schiedlich gut wissenschaftlich abgesichert 
(siehe Kasten). In der Abbildung wird ein 
zusammenfassender Überblick über die 
Das TA-Projekt »Nachhaltigkeitsbewer-
tung landwirtschaftlicher Systeme – He-
rausforderungen und Perspektiven« ver-
folgt die Zielsetzung, einen Überblick über 
den Agrarstrukturwandel, seine Ursachen 
und Nachhaltigkeitsrelevanz sowie den 
Stand und die Perspektiven einer Nach-
haltigkeitsbewertung auf verschiedenen 
landwirtschaftlichen Systemebenen zu ge-
ben. Im letzen TAB-Brief (Nr. 49, S. 25-
29) haben wir wichtige Aspekte, Kenn-
zahlen und Entwicklungstendenzen des 
Agrarstrukturwandels in Deutschland 
und Europa bereits kurz dargestellt. Im 
Hinblick auf die  Nachhaltigkeitsbewer-
tung von landwirtschaftlichen Betrieben, 
Wertschöpfungsketten bzw. Produkten 
sowie des gesamten Agrarsektors liegen 
mittlerweile verschiedene Ansätze vor. 
Aggregationsstufen zwischen einzelnen 
landwirtschaftlichen Betrieben und der 
Landwirtschaft insgesamt wurden bis-
her dagegen kaum im Hinblick auf ihre 
Nachhaltigkeitsperformance untersucht. 
Lediglich für den Vergleich der Produk- 
tionsweisen ökologische und konventio- 
nelle Landbewirtschaftung sind in den 
letzten Jahren zahlreiche Veröffentlich- 
ungen erschienen, die verschiedene Nach-
haltigkeitsaspekte abdecken. Neben den 
verfügbaren Daten spricht für diese Ver-
gleiche ihre besondere Bedeutung für die 
agrarpolitische Diskussion.
Aus diesem Grund bildete der Vergleich 
von konventioneller und ökologischer 
Landwirtschaft im Hinblick auf ihre 
Nachhaltigkeitswirkungen auch einen 
Schwerpunkt im TA-Projekt. Der folgende 
Beitrag fasst den aktuellen Kenntnisstand 
zusammen und zeigt die bestehenden 
Unterschiede zwischen konventionellem 
und ökologischem Landbau für verschie-
dene Nachhaltigkeitsindikatoren gegeben, 
unter Berücksichtigung des Grads der wis-
senschaftlichen Absicherung.
Bei der ökonomischen Nachhaltigkeit ist 
die Größenordnung der durchschnittli-
chen Ertragsunterschiede im Pflanzen-
bau gut abgesichert. Die Erträge sind im 
ökologischen Landbau durchschnittlich 
um 20 bis 25 % niedriger als im konven-
tionellen Landbau. Der durchschnittliche 
Gewinn je Arbeitskraft ökologisch bewirt-
schafteter Betriebe ist um etwa 20 % hö-
her als der der konventionellen Betriebe. 
Hier ist die Datenbasis mit einer Metaana-
lyse und den Ergebnissen von Vergleichs-
betrieben aus dem BMEL-Testbetriebs-
netz allerdings schwächer. In den letzten 
20 Jahren war in Deutschland der Gewinn 
der ökologischen Vergleichsbetriebe in 
den meisten, aber nicht in allen Jahren hö-
her als der der konventionellen Betriebe.
Richtungsaussagen ohne genaue Größen-
ordnung sind für zwei weitere Indikato-
ren möglich. Dies gilt für die geringeren 
externen Kosten der Landwirtschaft bei 
ökologischer Bewirtschaftung als auch 
für den Anstieg der durchschnittlichen 
Haushaltsausgaben bei einem vollständi-
gen Umstieg auf ökologische Lebensmittel 
und unverändertem Warenkorb. Die an-
gegebenen Größenordnungen in der Ab-
Nachhaltigkeitsbewertungen von landwirtschaftlichen Systemen unterhalb 
des gesamten Agrarsektors könnten ein differenziertes Bild von Stand und 
Entwicklung der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft liefern. Der wissen-
schaftliche Kenntnisstand zum Vergleich von konventioneller und ökologi-
scher Landwirtschaft zeigt, dass einerseits zu einer Reihe von Nachhaltigkeits- 
indikatoren grundsätzliche Unterschiede in der Nachhaltigkeitsperformance 
gesichert nachgewiesen sind, andererseits Daten für eine Reihe wichtiger 
Nachhaltigkeitsindikatoren fehlen, um eine systematische und vollständige 
vergleichende Nachhaltigkeitsbewertung vornehmen zu können.
Konventionelle und ökologische Landwirtschaft: 
Was wissen wir über ihre Nachhaltigkeit?
Einzeluntersuchungen, Reviews und Metaanalysen
Zum Vergleich von ökologischer und konventioneller Landwirtschaft liegen mitt-
lerweile zahlreiche Einzeluntersuchungen vor. Diese Vergleichsuntersuchungen sind 
in verschiedenen Ländern und Kontinenten (mit Schwerpunkt in den Industrie-
ländern), über unterscheidliche Zeiträume und zu verschiedenen Zeitpunkten, mit 
unterschiedlichen Kulturarten sowie divergierenden spezifischen Fragestellungen 
und methodischen Ansätzen durchgeführt worden. Einen Überblick über den ak-
tuellen wissenschaftlichen Kenntnisstand geben zum einen Reviews, die die vor-
liegenden Veröffentlichungen qualitativ bzw. im Hinblick auf Größenordnungen 
der Unterschiede auswerten. Zum anderen wird der Kenntnisstand durch Meta-
analysen erfasst. Metaanalysen sind eine gemeinsame quantitative und statistische 
Auswertung von Daten aus Vergleichsuntersuchungen und haben eine besonders 
starke Aussagekraft. Metaanalysen liegen zum Vergleich pflanzlicher Erträge, be-
trieblicher Gewinne, Lebensmittelqualität, Bodenparameter, Stickstoffaustrag, Wir-
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? ? ? ? ?
gesicherter quantitativer Unterschied
gesicherter qualitativer Unterschied, Quantifizierung unsicher
gesicherte quantitative Unterschiede für Teilparameter, 
Gesamtdurchschnitt nicht möglich
keine Aussage möglich
[Anzahl Metastudien/Anzahl Reviews/Anzahl Einzelstudien *Langzeitversuch]
?
bildung beruhen jeweils auf sehr weni-
gen Untersuchungen. Hier sind außerdem 
systemare Zusammenhänge zu beachten, 
denn ein verändertes Ernährungsverhal-
ten, das bei vielen intensiven Nutzern von 
ökologischen Lebensmitteln beobachtet 
wird, wirkt sich auf die Lebensmittelaus-
gaben aus. Dies erschwert hier die Ab-
schätzung der Wirkungen.
Zu zwei weiteren Aspekten ökonomischer 
Nachhaltigkeit, der betrieblichen Ent-
wicklungsfähigkeit (Liquidität und Stabi-
lität bzw. Zukunftsfähigkeit der landwirt-
schaftlichen Betriebe) und Auswirkungen 
auf die regionale Ökonomie (z. B. regio-
nale Vermarktung und regionale Wert-
schöpfung), konnten keine Vergleichsun-
tersuchungen gefunden werden und sind 
somit keine Aussagen möglich.
Soziale Nachhaltigkeit umfasst einerseits 
die sozialen Bedingungen in den land-
wirtschaftlichen Betrieben und ande-
rerseits gesellschaftliche Wirkungen der 
Landwirtschaft. Vergleichsuntersuchun-
gen zu sozialen Indikatoren wie Arbeits-
einsatz, Arbeitsbedingungen, soziale Situ-
ation und gesellschaftliches Engagement 
der landwirtschaftlichen Betriebe gibt es 
kaum oder gar nicht, sodass für diese In-
dikatoren der sozialen Nachhaltigkeit kei-
ne Aussagen zu Unterschieden zwischen 
konventioneller und ökologischer Land-
wirtschaft getroffen werden können.
Anders sieht es bei Vergleichen der 
Nahrungsmittelqualität als Teil der ge-
sellschaftlichen Wirkungen der Land-
wirtschaft aus. Hierzu sind die meis-
ten Metaanalysen durchgeführt worden. 
Danach sind die Gehalte an einigen er-
nährungsphysiologisch relevanten In-
haltsstoffen bei ökologisch produzierten 
Lebensmitteln höher. Da verschiedene Le-
bensmittel bzw. Lebensmittelgruppen so-
wie eine große Anzahl von Lebensmittel-
inhaltsstoffen betrachtet werden, weist die 
Ausprägung der Unterschiede eine hohe 
Heterogenität auf, die sich nicht einfach 








































































































































































































von ökologischer und konventioneller Landwirtschaft
signifikante Vorteile der ökologischen 
Landwirtschaft belegt. Ebenso sind Vor-
teile des ökologischen Landbaus beim 
Schutz von Grund- und Oberflächenge-
wässern vor Stickstoffeinträgen nachge-
wiesen. Positive Wirkungen des ökolo-
gischen Landbaus auf die Biodiversität 
insgesamt und wichtige Artengruppen 
(z. B. Ackerbegleitflora, bestäubende In-
Indikatoren der ökologischen Nachhaltig-
keit sind am differenziertesten betrachtet 
worden. Bei einer Reihe von ökologischen 
Indikatoren schneidet der ökologische 
Landbau wissenschaftlich gesichert deut-
lich besser ab. Bei organischem Boden-
kohlenstoffgehalt, Bodenbiologie (Boden-
mikroorganismen, Regenwürmer) und 
der Bodenfruchtbarkeit insgesamt sind 
sekten) sind bestätigt, wobei die Hetero-
genität der Vergleichsstudien groß ist und 
viele Untersuchungen methodische Män-
gel aufweisen.
Bei den unmittelbaren landwirtschaft-
lichen Treibhausgasemissionen (THG-
Emissionen) ist der Kenntnisstand zur 
Kohlenstoffspeicherung in ökologisch 
und konventionell bewirtschafteten Bö-
den relativ gut, zu Lachgasemissionen 
aufgrund weniger experimenteller Un-
tersuchungen begrenzt und bei den Me-
thanemissionen unzureichend. Mitt-
lerweile gibt es zahlreiche Studien zur 
Klimabilanz landwirtschaftlicher Pro-
dukte mittels Lebenszyklusanalyse (Life 
Cycle Assessement [LCA]). Die THG-
Emissionen bezogen auf die Fläche sind in 
der Regel in der ökologischen Landwirt-
schaft niedriger als in der konventionellen 
Landwirtschaft, während sowohl höhere 
als auch niedrigere Emissionen pro Pro-
dukteinheit berechnet wurden. Insgesamt 
sind die LCA-Ergebnisse sehr unheitlich, 
bedingt u. a. durch methodische Schwä-
chen. Im Ergebnis ist der Kenntnisstand 
hier nicht zufriedenstellend. Schließlich 
schneidet der ökologische Landbau bei 
der Energie- und Stickstoffeffizienz ten-
denziell besser ab.
Der aktuelle Kenntnisstand erlaubt nur 
Aussagen zu grundsätzlichen Unterschie-
den zwischen ökologischer und konventio-
neller Landwirtschaft. Durchschnittliche 
Differenzen in der Nachhaltigkeitsper-
formance bedeuten, dass in unterschied-
lichem Umfang einzelne Betriebe bzw. 
Betriebsgruppen auch gegenläufige Aus-
prägungen aufweisen können. Differen-
zierungen der Vergleichsergebnisse nach 
wichtigen naturräumlichen und öko-
nomischen Bedingungen der landwirt-
schaftlichen Betriebe, wie Betriebstypen 
sowie Standorten, Regionen und Ländern, 
können derzeit nicht vorgenommen wer-
den. Ebenso ist eine Abbildung zeitlicher 
Entwicklungen der Nachhaltigkeitsper-
formance von ökologischer und konven-
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häufig zu unterschiedlichen, nicht ver-
gleichbaren Ergebnissen.
Einige wichtige Fragestellungen der Nach-
haltigkeit lassen sich nicht alleine auf der 
Ebene der landwirtschaftlichen Produk- 
tion, sondern nur in ihren systemaren 
Zusammenhängen beantworten. Dies 
gilt beispielsweise für Ernährungssiche-
rung, volkswirtschaftliche Wirkungen, 
Auswirkung auf das Ernährungsverhal-
ten und THG-Emissionen über die ge-
samte Lebensmittelkette hinweg. Entspre-
chende Abschätzungen sind bisher selten 
durchgeführt worden und in besonderem 
Maße von den gewählten Systemgrenzen 
und -abbildungen sowie Annahmesetzun-




Nachhaltigkeitsbewertungen sollten die 
ökonomische, die soziale und die öko-
logische Dimension gleichermaßen ab-
decken. Die Agrarstatistik und andere 
Datensammlungen sind allerdings tra-
ditionell auf andere Ziele ausgerichtet, 
wie beispielsweise die Bereitstellung von 
Informationen zur Agrarstruktur und 
wirtschaftlichen Entwicklung der Land-
wirtschaft. Als potenzielle Datenquellen 
werden diskutiert:
 › Buchführungsergebnisse 
(Testbetriebsnetz)
 › Farm Account Data Network (FADN)
 › Zentrale InVeKoS Datenbank (ZID)
 › Herkunftssicherungs- und Informa-
tionssystem für Tiere (HI-Tier)
 › Agrarstatistik des Bundes und der Län-
der – Landwirtschaftszählung, Agrar-
strukturerhebung und weitere
 › europäische Agrarstatistik
 › agri benchmark
 › Netzwerk ökologischer und konventi-
oneller Pilotbetriebe
 › Daten des Umweltbundesamtes
 › Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau (SVLFG)
Methodische Schwächen der 
Vergleichsuntersuchungen
Die Auswertung der Vergleichsuntersu-
chungen hat gezeigt, dass diese teilwei-
se methodische Schwächen bzw. Defizi-
te aufweisen, die ihre Interpretation und 
ihre Auswertung erschweren. Relevante 
methodische Problembereiche sind:
 › Repräsentativität: Das Design von Feld-
versuchen bzw. die Auswahl landwirt-
schaftlicher Vergleichsbetriebe spie-
gelt nicht immer die typische landwirt-
schaftliche Praxis wider.
 › Vergleichbare Rahmenbedingungen: Die 
Standort- und Betriebsbedingungen 
beim Vergleich ökologischer und kon-
ventioneller Betriebe sind nicht immer 
gut dokumentiert bzw. gleichwertig.
 › Zeitraum der ökologischen Bewirtschaf-
tung: Vergleichsuntersuchungen erfol-
gen auf Feldern bzw. Betrieben, deren 
Umstellung auf ökologischen Landbau 
unterschiedlich lange zurück liegt, was 
bei einigen Indikatoren die Ergebnisse 
beeinflusst.
 › Studiendauer: Kurz-, mittel- und län-
gerfristige Erhebungsdauern zu ansons-
ten gleichen Fragestellungen erschwe-
ren den Vergleich der Ergebnisse.
 › Untersuchungsparameter und Erhe-
bungsmethoden: In einigen Themen-
bereichen fehlt eine Verständigung auf 
einheitliche Untersuchungsparameter 
und Erhebungsmethoden.
 › Bezugseinheit: Bei einigen Indikatoren 
ist die angemessene Bezugseinheit, d. h. 
Fläche oder Produkt, umstritten.
 › Wechselwirkungen: Viele Vergleichs-
studien untersuchen nur einen oder 
wenige Wirkungsparameter, sodass 
gegenseitige Abhängigkeiten zwischen 
Indikatoren nicht gut bearbeitet sind.
 › Systemgrenzen und Inventardaten von 
LCA-Studien: Unterschiedliche System-
grenzen, das Ende am »Hoftor« ohne 
Berücksichtigung nachgelagerter Berei-
che und die unzureichende Berücksich-
tigung der Spezifika des ökologischen 
Landbaus bei der Wirkungsabschät-
zung in Lebenszyklusanalysen führen 
Die Analyse potenzieller Datenquellen 
zeigt, dass eine vergleichende Nachhal-
tigkeitsbewertung von konventioneller 
und ökologischer Landwirtschaft über 
alle Dimensionen derzeit nur sehr be-
grenzt möglich ist. Die wichtigsten Ur-
sachen sind:
 › Datenverfügbarkeit nur für eine 
begrenzte Anzahl von Nachhaltigkeits- 
indikatoren und nicht vollständige 
Auswertungen vorhandener Daten zur 
ökologischen Landwirtschaft;
 › Datenauswertungen der ökologischen 
Landwirtschaft meist im Vergleich zur 
gesamten Landwirtschaft, nicht aber 
gegenüber der konventionellen Land-
wirtschaft allein;
 › unzureichende räumliche und betrieb-
liche Differenzierung bei Daten zur 
ökologischen Landwirtschaft;
 › teilweise große Zeitabstände der 
Erhebungen;
 › fehlende Daten für Nachhaltigkeitsin-
dikatoren in allen drei Dimensionen;
 › aus Datenschutzgründen keine freie 
Zugänglichkeit von Daten.
Schließlich lassen sich nicht alle Nach-
haltigkeitsindikatoren alleine mit in der 
Landwirtschaft erhobenen Daten be-
stimmen, wenn sie systemare Zusam-
menhänge abbilden sollen. So müssen 
beispielsweise für die Bestimmung der 
Energieeffizienz bei der Erzeugung land-
wirtschaftlicher Produkte die Energiever-
bräuche der Vorketten mittels Lebens-
zyklusanalyse bestimmt und einbezogen 
werden. Die Qualität einer vergleichen-
den Nachhaltigkeitsbewertung für diese 
Indikatoren hängt damit nicht alleine von 
den landwirtschaftlichen Primärdaten, 
sondern gleichermaßen von der Quali-




Aus der Analyse der vorliegenden Ver-
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 › Zielwerte: Für verschiedene Aggrega-
tionsebenen sollten möglichst einheit-
liche Zielwerte entwickelt und durch 
einen breiten Konsens der betroffenen 
gesellschaftlichen Gruppen getragen 
werden.
 › Interaktionen und Zielkonflikte: Nach-
haltigkeitsbewertungen sollten Inter-
aktionen und möglicherweise daraus 
resultierende Zielkonflikte transparent 
machen.
 › Datenverfügbarkeit und -quellen: 
Sowohl die Nutzung vorliegender 
Datenquellen, wie Agrarstatistik, 
Test- bzw. Modellbetriebe, Umwelt-
monitoring und wissenschaftliche 
Vergleichsuntersuchungen, als auch 
die Erschließung neuer Datenquellen 
bzw. -erhebungen sind notwendig. Die 
Kompatibilität verschiedener Datequel-
len sollte gewährleistet werden.
 › Repräsentativität und Vergleichbar-
keit: Die Abbildung realer landwirt-
schaftlichher Verhältnisse in Feld-
versuchen bzw. bei der Auswahl 
landwirtschaftlicher Betriebe in Ver-
gleichsuntersuchungen ist eine zen-
trale Voraussetzung, um Ergebnisse 
aus Vergleichsuntersuchungen bzw. 
-erhebungen verallgemeinern zu kön-
nen und aussagekräftige Vergleiche zu 
ermöglichen.
 › Räumliche Systemgrenzen: Eine ver-
gleichende Nachhaltigkeitsbewertung 
sollte sich auf Deutschland beziehen, 
aber die Vernetzung mit nationalen 
und internationalen vor- und nach-
gelagerten Wertschöpfungsketten 
berücksichtigen.
gischer Landwirtschaft können wichtige 
Herausforderungen einer vergleichen-
den Nachhaltigkeitsbewertung landwirt-
schaftlicher Systeme abgeleitet werden. 
Herausforderungen sowohl bei einma-
ligen, grundsätzlichen Vergleichen als 
auch bei periodischen Erhebungen der 
Nachhaltigkeit landwirtschaftlicher Sys-
teme sind:
 › Systemdefinition: Agrarpolitisch rele-
vante Vergleichssysteme unterhalb des 
gesamten Agrarsektors sind auszuwäh-
len und ihre systemaren Zusammen-
hänge über die Landwirtschaft hinaus 
zu bestimmen.
 › Zielsetzung: Eine eindeutige Festle-
gung der Zielsetzung vergleichender 
Nachhaltigkeitsbewertungen (z. B. 
Erarbeitung grundsätzlicher Aussa-
gen oder Monitoring der Nachhal-
tigkeitsperformance über die Zeit) ist 
vorzunehmen.
 › Systemdifferenzierung: Eine ausrei-
chende Erfassung der Variationen 
innerhalb der Systeme ist zu gewähr-
leisten, um neben den durchschnittli-
chen Nachhaltigkeitseffekten wichtige 
Differenzierungen innerhalb der bei-
den Landwirtschaftssysteme abbilden 
zu können.
 › Nachhaltigkeitsdimensionen und -indi-
katoren: Eine Weiterentwicklung der 
Indikatorsysteme ist notwendig, um 
Nachhaltigkeit umfassend und gleich-
gewichtig abbilden zu können. Dabei 
sollte auf bestehende Nachhaltigkeits-
bewertungssysteme im Bereich Land-
wirtschaft aufgebaut werden.
 › Zeitliche Systemgrenzen: Für Ver-
gleichsuntersuchungen, die in Nach-
haltigkeitsbewertungen einbezogen 
werden, sollten Mindeststandards für 
die Erhebungsdauer und den Zeitraum 
seit der Umstellung auf ökologische 
Bewirtschaftung eingehalten werden.
 › Interpretierbarkeit: Für jeden Indika-
tor ist eine sachgerechte Bezugseinheit, 
also die Bezugsgröße Fläche oder Pro-
dukt, zu bestimmen.
Ausblick: Handlungsoptionen
Aufbauend auf diesen Analysen werden 
im Endbericht zum TA-Projekt Hand-
lungsoptionen vorgestellt. Es wird Hand-
lungsbedarf für drei Bereiche identifi-
ziert: Politischer Dialog zum Konzept 
der Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft, 
Forschung zur Nachhaltigkeitsbewertung 
landwirtschaftlicher Systeme sowie Mo-
nitoring zur Nachhaltigkeit landwirt-
schaftlicher Systeme als Erweiterung des 
Bioökonomie-Monitorings. 
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 188 »Nach-
haltigkeitsbewertung landwirtschaftlicher 
Systeme – Herausforderungen und Per-
spektiven« wurde im Juni 2019 fertigge-
stellt und befindet sich momentan im Ab-
nahmeprozess durch den ABFTA.
Kontakt
Dr. Rolf Meyer 
























schen, Tiere und Pflanzen über Jahrhun-
derte angepasst haben. So wird vermutet, 
dass die permanent und periodisch ver-
änderten Lichtverhältnisse durch zuneh-
mende künstliche Beleuchtung negative 
Auswirkungen auf die menschliche Ge-
sundheit haben und ebenso zu ökologi-
schen Beeinträchtigungen führen.
Vor diesem Hintergrund wurde das TAB 
beauftragt, den wissenschaftlichen Er-
kenntnisstand im Hinblick auf Umfang 
und Trends der Lichtverschmutzung so-
wie ihrer soziokulturellen, humanmedi-
zinischen und ökologischen Wirkungen 
zusammenzufassen und Handlungsoptio-
Künstliches Licht ist eine der größten Er-
rungenschaften der Menschheit mit er-
heblicher Bedeutung für die Arbeits- und 
Lebensweisen. Mit künstlicher Beleuch-
tung wird aber auch der natürliche Rhyth-
mus von Tag und Nacht und damit das 
Gesamtgefüge des Naturhaushalts beein-
flusst. Ein dunkler natürlicher Nachthim-
mel ist in Deutschland selten geworden 
und Lichtglocken über urbanen Gebie-
ten lassen Sterne und die Milchstraße 
unkenntlich werden. Neben der erhöh-
ten Himmelshelligkeit kann Licht auch 
die direkte Umgebung ungewollt aufhel-
len. Licht ist ein wichtiger Zeitgeber, an 
dessen natürlichen Rhythmus sich Men-
nen abzuleiten, die eine Verringerung der 
Lichtverschmutzung unterstützen.
Was ist Lichtverschmutzung?
Unter Lichtverschmutzung werden alle 
nichtintendierten Wirkungen künstlicher 
Beleuchtung verstanden, also der Anteil 
künstlichen Lichts, das räumlich (Rich-
tung und Fläche), zeitlich (Tages- und 
Jahreszeit, Dauer, Periodizität) oder in 
Intensität bzw. spektraler Zusammenset-
zung (z. B. Ultraviolett- oder Blauanteil) 
über den reinen Beleuchtungszweck hin-
aus Auswirkungen hat (Abb. 2).
Die verschiedenen Ausprägungen der 
Lichtverschmutzung können mit unter-
schiedlichen Methoden gemessen wer-
den. Direkte Lichtemissionen lassen sich 
am besten auf Basis der Eigenschaften der 
Lichtquellen, die in sogenannten Leuch-
tenkatastern erfasst sind, analysieren. Lei-
der fehlen häufig die notwendigen Infor-
mationen oder sind nur für die öffentliche 
(Straßen-)Beleuchtung bekannt. Vertikale 
Fotografien erlauben die Erfassung einer 
seitlichen Perspektive der Beleuchtungs-
situation und sind besonders für die Un-
tersuchung der zeitlichen Variabilität der 
Lichtemissionen geeignet. Nach oben ab-
Die zunehmende Verbreitung künstlicher Außenbeleuchtung bringt ne-
ben den beabsichtigten Wirkungen auch eine Reihe unerwünschter Neben-
folgen mit sich, die als Lichtverschmutzung bezeichnet werden. So kann 
etwa künstliche Beleuchtung die durch Tag- und Nachtwechsel gesteuerte 
zirkadiane Rhythmik bei Menschen und Tieren stören und steht zudem im 
Verdacht, an der Entstehung verschiedener Krankheiten beteiligt zu sein. 
Zudem beeinflusst die zunehmende Erhellung der Nacht das natürliche Ver-
halten von Tieren durch den Verlust von Lebensräumen, über die Änderung 
von Jagd- oder Fortpflanzungsverhalten bis hin zum tödlichen Attraktions-
effekt von Lichtquellen z.  B. für Insekten. Die langfristigen Folgen dieser 
Veränderungen für ganze Populationen, Lebensgemeinschaften oder Land-
schaften sind jedoch noch wenig verstanden. Optionen für eine Reduzie-
rung der Lichtverschmutzung bestehen sowohl technologisch als auch im 
Hinblick auf die Regulierung und Genehmigung von Beleuchtungsanlagen. 
Lichtverschmutzung
























rikas und Asiens ist dieser Anstieg über-
durchschnittlich, in bereits hell erleuch-
teten Ländern, wie z. B. in Deutschland, 
oft nur moderat oder in einigen Fällen so-
gar leicht negativ.
Im Vergleich zu europäischen Nachbar-
ländern ist das Niveau der künstlichen Be-
leuchtung bei Nacht in Deutschland und 
das insgesamt in den Himmel emittierte 
Licht geringer. Als Hauptursache wird die 
gegenüber anderen Staaten eher konserva-
tive Beleuchtungskultur in Deutschland 
vermutet. Für Städte lässt sich die Varia-
bilität der Lichtemissionen neben regions-
spezifischen Besonderheiten vor allem mit 
dem Bruttoinlandsprodukt, der Stadtflä-
che, der Straßendichte, der geografischen 
Breite, der Vegetation und der Schneebe-
deckung erklären.
Auch die Himmelshelligkeit ist räumlich 
stark unterschiedlich verteilt. So gibt es –
insbesondere durch die hohe Siedlungs-
gestrahlte Lichtemissionen können mit 
horizontalen Luft- und Satellitenbildauf-
nahmen bestimmt werden, wobei die Aus-
sagekraft von ihrer Auflösung abhängt 
und auch von Faktoren wie Belaubung 
oder Wolkenbedeckung beeinflusst wird.
Die Himmelshelligkeit lässt sich indirekt 
mithilfe der Erfassung der schwächsten, 
gerade noch sichtbaren Sterne bestim-
men oder unter Rückgriff auf Daten aus 




Auf Grundlage von Satellitendaten lässt 
sich eine weltweite Zunahme der nächt-
lichen beleuchteten Fläche und der Be-
leuchtungsintensität um jeweils etwa 2 % 
pro Jahr feststellen. In vielen sich schnell 
entwickelnden Ländern Afrikas, Südame-
dichte – kein Gebiet in Deutschland, das 
unbeeinflusst von erhöhter Nachthim-
melshelligkeit durch künstliche Beleuch-
tung ist. International existieren hingegen 
noch größere, oft unbewohnte Regio-
nen mit natürlicher Nachthimmelshel-
ligkeit. Da deutsche Städte jedoch ins-
gesamt weniger stark beleuchtet sind als 
z. B. US-amerikanische Städte, sind die 
Auswirkungen dieser künstlich erhöhten 
Himmelshelligkeit, z. B. auf die Sichtbar-
keit von Sternen oder die Nachtanpassung 
der Augen, in Deutschland zum Teil ge-
ringer als anderswo.
Die Erhöhung der Himmelshelligkeit 
durch künstliche Beleuchtung variiert au-
ßerdem in Abhängigkeit von zwei Fakto-
ren: der Entfernung zur Lichtquelle und 
der Bewölkung. Während für klare Näch-
te gute Erkenntnisse über die räumlichen 
Muster der Himmelshelligkeit vorhan-
den sind, fehlen diese für wolkige oder 
ganz bewölkte Nächte fast vollständig, 
sowohl theoretisch als auch experimen-
tell. Diese Kenntnislücken erschweren die 
Abschätzung der Auswirkungen erhöh-
ter Himmelshelligkeit z. B. auf Wildtie-
re und Pflanzen.
Die Vielzahl der Nutzungsformen künst-
licher Beleuchtung spiegelt sich auch in 
ihrem zeitlichen Auftreten wider. Einige 
Lichtquellen sind temporär (z. B. Licht-
festivals) oder saisonal (z. B. Beleuchtung 
touristischer Ziele). Einige Lichtquel-
len sind die ganze Nacht eingeschal-
tet, während andere gedimmt oder zu 
bestimmter Zeit an- und abgeschaltet 
werden. So wird die öffentliche Beleuch-
tung in Deutschland häufig bedarfs- 
orientiert betrieben und zu bestimmten 
Zeiten – beispielsweise zwischen 23:00 
und 4:00 Uhr – abgeschaltet oder redu-
ziert. Während für Beleuchtungsquel-
len der öffentlichen Hand Informatio-
nen zu den Einsatzzeiten oft verfügbar 
sind, ist die Situation bei privat betrie-
benen Lichtquellen unübersichtlich. Die-
se können aber gerade in Städten einen 
erheblichen Anteil der künstlichen Be-
leuchtung ausmachen.
Abb. 2  Formen der Lichtverschmutzung
Quelle: verändert nach Deutsche Lichttechnische Gesellschaft e.V. 2011 u. Lang 2013
DLOR = Anteil des in den unteren Halbraum abgegebenen Lichts 























Einige wissenschaftliche Studien haben 
mithilfe von Satellitendaten zur Lichtver-
schmutzung und Daten über das Auftre-
ten von Krebserkrankungen einen statis-
tischen Zusammenhang zwischen beiden 
Größen gefunden. Ein kausaler Zusam-
menhang zwischen Lichtverschmutzung 
und Erkrankungsrisiko kann damit aber 
nicht belegt werden, da keine Erhebung 
der individuellen Lichtexposition der Be-
troffenen, von Parametern der zirkadia-
nen Rhythmik oder der Ausschüttung von 
Melatonin erfolgte. Somit liegen zwar wis-
senschaftliche Hinweise aber keine wis-
senschaftlichen Nachweise für nachteilige 
gesundheitliche Wirkungen von Lichtver-
schmutzung vor.
Auswirkungen  
auf Tiere und Pflanzen
Tiere und Pflanzen sind auf regelmäßi-
ge Unterschiede in ihrer Lichtumgebung 
angewiesen, um ihr saisonales und ta-
Innerhalb Deutschlands weisen die meis-
ten Bundesländer steigende Werte so-
wohl für die beleuchtete Fläche als auch 
für die Intensität der Beleuchtung aus, 
Bayern und Schleswig-Holstein sind 
hier besonders zu nennen. Die Aus-
nahme bildet Thüringen mit einer Ab-
nahme der beleuchteten Fläche und der 
Beleuchtungsintensität. Eine wissen-
schaftlich fundierte Analyse von Ur-
sachen hinter dieser Beobachtung liegt 
noch nicht vor. Es wird vermutet, dass 
die Zunahme durch Siedlungswachs-
tum und Flächeninanspruchnahme 
und eine steigende Verwendung priva-
ter Außenbeleuchtung verursacht wird, 
während die Abnahme eher ein Arte-
fakt der Messung ist, da die Lichtemis- 
sionen der neueren LED-Beleuchtung 





gen von Licht in der Nacht ergeben sich 
einerseits akut durch die Unterdrü-
ckung der Ausschüttung des Hormons 
Melatonin, das an der Regulation des 
Schlafes und der zeitlichen Koordina-
tion vieler Körpervorgänge beteiligt ist, 
und andererseits aus der damit verbun-
denen Störung des zirkadianen (d. h. auf 
den Tag-Nacht-Wechsel im 24-Stunden-
Takt geprägten) Rhythmus körpereige-
ner Stoffwechselprozesse.
Studien im Schlaflabor konnten zeigen, 
dass sowohl akute als auch zirkadiane 
Lichtwirkungen zu physiologischen Zu-
ständen führen können, die einem klini-
schen Erscheinungsbild von z. B. Diabetes 
oder Herz-Kreislauf-Störungen ähneln. 
Unklar ist jedoch, ab welchem Ausmaß 
der Verschiebung von zirkadianen Rhyth-
men eine Gefährdung für die Gesundheit 
vorliegt. Schwellen- oder Referenzwerte 
gibt es daher weder für Lichtintensitäten 
noch für Ausmaß und Dauer der zeitli-
chen Verschiebung.
gesrhythmisches Verhalten zu synchro-
nisieren. Zudem sind zwei Drittel aller 
Wirbellosen und ein Drittel aller Wirbel-
tierarten nachtaktiv und damit unmittel-
bar von einer Aufhellung der Nachtland-
schaften betroffen.
Artspezifisch treten verschiedene Wir-
kungen von Lichtverschmutzung auf 
(Abb. 3). So kann künstliche Beleuch-
tung Verhaltensänderungen hervorrufen, 
z. B. eine zeitliche Verschiebung von Jagd-, 
Ruhe- oder Reproduktionsphasen. Auch 
der lokale Aktionsradius von Individuen 
kann verändert werden, wenn künstliche 
Lichtquellen z. B. für Insekten als Attrak-
tor wirken oder beleuchtete Gebiete von 
Tieren gemieden werden und z. B. Stra-
ßenbeleuchtung als Barriere wirkt.
Die spektrale Empfindlichkeit unterschei-
det sich stark zwischen einzelnen Arten. 
Allgemein gilt, dass die Anzahl der be-
troffenen Arten und das Ausmaß der 
Auswirkungen zunehmen, je heller die 
























dem führt die kostengünstige Verfügbar-
keit der energieverbrauchsarmen LED zur 
immer weitergehenden Nutzung von Licht 
sowohl bei öffentlicher Beleuchtung als 
auch im privaten Bereich. Und schließ-
lich werden bei der Umrüstung oft nur die 
Leuchtmittel getauscht, ungenutzt bleiben 
hingegen die Möglichkeiten intelligen-
ter Beleuchtungssteuerung, der Verwen-
dung optimierter Lampenmodelle und 
angepasster Abstände der Straßenlater-
nen. Daher werden bislang die theore-
tischen Potenziale einer Umrüstung der 
Außenbeleuchtung auf LED sowohl im 
Hinblick auf Energieeinsparung als auch 
auf die Vermeidung von Lichtverschmut-
zung bei Weitem nicht realisiert.
Optionen zur Reduzierung 
von Lichtverschmutzung
Nach dem Vorsorgeprinzip – ein wesent-
liches Element der EU-Politik und des 
deutschen Umweltrechts – ist mit Licht 
schonend umzugehen, frühzeitig und vor-
ausschauend und im Interesse künftiger 
Generationen zu handeln, auch wenn Ur-
sache-Wirkungs-Beziehungen noch nicht 
vollständig verstanden sind. Es existiert 
zwar im Moment in Deutschland kei-
ne singuläre Regelung, die mögliche Be-
einträchtigungen für Mensch, Flora und 
Fauna durch künstliche Beleuchtung um-
fassend adressiert. Für eine Begrenzung 
der Lichtverschmutzung stehen dennoch 
verschiedene Handlungsinstrumente zur 
Verfügung, z. B. im Immissionsschutz-, 
Naturschutz- oder Baurecht.
Wie bereits angedeutet, eröffnen die In-
novationen im Bereich der Beleuchtungs- 
und Steuerungstechnik technologische 
Gestaltungsspielräume. Allerdings fehlt 
es an verbindlichen oder zumindest flä-
chendeckend akzeptierten Kriterien (wie 
z. B. die Industrienormen für die Straßen-
beleuchtung), die für bestimmte Funktio-
nen (z. B. Sicherheits- oder Werbebeleuch-
tung), Orte (z. B. Innenstadt, ländlicher 
Raum oder Naturschutzgebiet) sowie die 
Zeit der Beleuchtung (z. B. mehr oder we-
Beleuchtung und je höher der blaue und 
ultraviolette Spektralanteil ist.
Pflanzen reagieren auf künstliche Be-
leuchtung z. B. mit einem verspäteten 
Laubabwurf oder veränderten Blütezei- 
ten, sodass einbrechende Fröste das Pflan-
zengewebe beschädigen oder die Synchro-
nisation der Blüte mit dem Auftreten der 
Bestäuber beeinträchtigt werden kann.
Zwar sind einzelne Wirkungen künst-
licher Beleuchtung auf einige Tier- und 
Pflanzenarten gut untersucht, wissen-
schaftlich gesicherte Aussagen zur Aus-
wirkung der zunehmenden Erhellung der 
Nacht auf der Ebene von Populationen 
bzw. Lebensgemeinschaften oder die Ab-
leitung konkreter Dosis-Wirkungs-Be-
ziehungen sind allerdings nicht möglich. 
Unklar ist oftmals, wie anpassungsfähig 
Arten langfristig sind bzw. welche Folgen 
aus dieser Anpassung für andere Pflan-
zen und Tiere resultieren. Auch ist unklar, 
welche Bedeutung die Lichtverschmut-
zung als Risikofaktor neben anderen Be-
lastungen (Landschaftszerschneidung, 
Emissionen von Pestiziden, Nährstoffen, 
invasive Arten etc.) hat.
Was kann LED-Beleuchtung 
bewirken?
Neben ihrer hohen Energieeffizienz bie-
tet LED-Beleuchtung durch ihre Steu-
erbarkeit das Potenzial, Licht effektiver 
einzusetzen und Lichtverschmutzung zu 
vermeiden. Durch die Verschiebung der 
spektralen Zusammensetzung des erzeug-
ten Lichtes hin zu typischerweise höheren 
Blauanteilen wirkt die LED-Beleuchtung 
für das menschliche Auge zudem heller 
als eine Beleuchtung mit weniger Blau-
anteilen, sodass eine gewünschte Hellig-
keit mit geringerer Beleuchtungsintensi-
tät erreicht werden könnte.
Andererseits steht gerade das kurzwelli-
ge, blaue Lichtspektrum der LED im Ver-
dacht, humanmedizinisch und ökologisch 
nachteilige Wirkungen zu erzeugen. Zu-
niger intensive Nutzungszeiten) Orientie-
rung geben.
Im Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
künstliches Licht zu den schädlichen Um-
weltwirkungen gezählt und könnte da-
her grundsätzlich auch Gegenstand ent-
sprechender Prüfungen und Auflagen 
zur Vermeidung und Minderung wer-
den. Allerdings unterliegen in der der-
zeitigen Ausgestaltung des Gesetzes nur 
wenige Beleuchtungsanlagen einer Ge-
nehmigungspflicht. Die Beurteilung von 
Lichtimmissionen ist zudem von vielen 
subjektiven Variablen abhängig, sodass 
derzeit aus dem Immissionsschutz nur 
wenig konkrete Eingriffsmöglichkeiten 
für die Reduzierung oder Vermeidung 
von Lichtverschmutzung abgeleitet wer-
den (können).
Die Naturschutzgesetzgebung eröffnet 
gute Anknüpfungsmöglichkeiten, um 
negative Auswirkungen öffentlicher und 
privater künstlicher Beleuchtung auf den 
Naturhaushalt zu reduzieren. Allerdings 
fallen nur ausgewählte Gebiete unter den 
Naturschutz, und es fehlen gegenwärtig 
vollzugstaugliche Abschätzungen zu den 
durch künstliche Beleuchtung verursach-
ten Beeinträchtigungen für den Natur-
haushalt, die für eine Vermeidung und 
Begrenzung von Beleuchtung notwen-
dig wären.
Die Bauleitplanung bietet in besonderer 
Weise Möglichkeiten, Beeinträchtigungen 
von Natur und Landschaft durch Lichtim-
missionen zu vermeiden. Diese Möglich-
keiten müssen jedoch durch die zustän-
digen kommunalen Entscheidungsträger 
erkannt, ergriffen und wirksam ausgestal-
tet werden, und ihre Umsetzung bedarf 
auch der öffentlichen Akzeptanz. Unter-
stützend kann dabei die Entwicklung lo-
kaler oder regionaler Lichtmasterpläne 
wirken, die zwar keine rechtliche Bindung 
entfalten, aber als Orientierung bei der 
Gestaltung öffentlicher und privater Be-
leuchtung und der Bewusstseinsbildung 
dienen können. Einige Regionen haben 























fördert. Der Fokus liegt dabei vornehmlich 
auf der Steigerung der Energieeffizienz 
und dem Klimaschutz, sodass derzeit in-
direkt eher eine Zunahme der Beleuch-
tungsintensität infolge der Umrüstung auf 
energieeffizientere (und zumeist beleuch-
tungsintensivere) Leuchtmittel und Be-
leuchtungsanlagen befördert wird.
Regulierungen auf europäischer Ebene 
nehmen über die Definition von Effi- 
zienzkriterien und die Beschränkung inef-
fizienter Leuchtmittel Einfluss auf natio-
nale Beleuchtungspraktiken. Die Erwäh-
nung von Licht als eine relevante Größe 
bei der Umweltverträglichkeitsprüfung 
von Eingriffen in den Naturhaushalt er-
öffnet zudem den Mitgliedsstaaten Mög-
lichkeiten, im Rahmen nationaler Prüf-
verfahren stärker auf die Reduzierung von 
Lichtverschmutzung hinzuwirken.
Regelungen zur Reduzierung der Licht-
verschmutzung in anderen europäischen 
Ländern können interessante Anknüp-
fungspunkte für die Ausbildung einer Be-
schmutzung bekannt und verdeutlichen 
dies durch eine freiwillige Zertifizierung 
als Lichtschutzgebiet oder Sternenstadt.
Für Aufbau und Betrieb von Straßenbe-
leuchtung werden derzeit aus Ermange-
lung einer gesetzlichen Regelung meist 
Industrienormen als Orientierung her-
angezogen. Diese sind zwar formaljuris-
tisch unverbindlich, faktisch aber höchst 
einflussreich. Die Normensetzung wür-
de daher wirksame Anknüpfungspunk-
te bieten, um auf eine Reduzierung der 
Lichtverschmutzung hinzuwirken. Al-
lerdings werden derzeit nichtintendierte 
Nebenwirkungen der Straßenbeleuchtung 
auf die menschliche Gesundheit, Ökolo-
gie oder das Stadtbild bei der Normbil-
dung kaum oder gar nicht berücksichtigt.
Auch durch Förderprogramme können 
Entwicklungen im Bereich der künstli-
chen Beleuchtung beeinflusst werden. In 
Deutschland werden auf verschiedenen 
Wegen Modernisierung und Umrüstun-
gen öffentlicher Beleuchtungsanlagen ge-
leuchtungsregulierung in Deutschland 
bieten. Die Bandbreite der Ansätze ist 
groß: Besonders progressiv sind Frank-
reich, das Lichtverschmutzung zentral in 
seiner Umweltschutzgesetzgebung adres-
siert, und Slowenien, das in einer landes-
weit gültigen Verordnung Grenzwerte für 
Lichtverschmutzung festgesetzt hat. In 
Italien und Spanien existiert zwar keine 
nationale Gesetzgebung gegen Lichtver-
schmutzung, jedoch haben einige Regio-
nen bindende Regelungen zur Steuerung 
der Beleuchtungspraxis erlassen.
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 186 »Licht-
verschmutzung – Ausmaß, gesellschaftli-
che und ökologische Auswirkungen sowie 
Handlungsansätze« wurde im April 2019 
fertiggestellt und befindet sich momentan 
im Abnahmeprozess durch den ABFTA.
Kontakt
Dr. Christoph Schröter-Schlaack 
























ziale, ökonomische, ökologische, ethi-
sche oder geopolitische Fragestellungen.
 › Zeithorizont: Es ist zu erwarten, dass 
das Thema in den nächsten 5 bis 10 Jah-
ren die politische und gesellschaftliche 
Diskussion weiter beschäftigen bzw. an 
Bedeutung zunehmen wird.
 › Relevanz: Es besteht ein gesteigerter 
Informationsbedarf, gegebenenfalls 
ist die Anpassung des legislativen Rah-
mens erforderlich; es werden ein oder 
mehrere politische Handlungsfelder 
adressiert.
Als (Zwischen-)Ergebnis entstand eine In-
formationssammlung zu aktuellen wis-
senschaftlich-technischen Trends in Form 
von annotierten Themenüberschriften 
(Teaser). Die Liste dieser 20 Teaser wur-
de im gesamten TAB-Team eingehend 
diskutiert und mithilfe der Identifizie-
rungs- und Validierungsschritte wurden 
fünf Themen aus den Teasern ausgewählt, 
die die genannten Kriterien erfüllen und 
in diesem thematischen Zuschnitt bisher 
noch nicht vom TAB bearbeitet worden 
sind. Alle fünf Themen repräsentieren 
In diesem Horizon-Scanning wurden In-
formationen aus über 150 nationalen und 
internationalen (Online-)Quellen – dar-
unter Internetmagazine, Blogs und die 
wichtigsten Leitmedien der gedruckten 
Presse, populärwissenschaftliche Quellen, 
aber auch wissenschaftliche Foresightbe-
richte und Überblicksartikel (Reviews) –
sowie einer Befragung verarbeitet. Parallel 
erfolgte der expertenbasierte Prozess zur 
Validierung und Bewertung der aufberei-
teten Informationen, der auf dem Know-
how der beteiligten Expertinnen und Ex-
perten sowohl im Team der VDI/VDE-IT 
als auch im gesamten TAB beruht. 
Zur Auswahl der Themen werden die fol-
genden Kriterien angewendet:
 › Gesellschaftlicher Diskurs: Über das 
Thema wird in den Medien berichtet; 
es zeichnen sich Kontroversen/Kon-
fliktlinien ab, gesellschaftliche Akteure 
nehmen Stellung.
 › Themencharakteristik: Das Thema 
repräsentiert eine technologische Ent-
wicklung/Innovation und berührt so- 
Facetten des allgegenwärtigen digitalen 
Wandels in Wirtschaft, Gesellschaft und 
Politik:  
 › Deepfakes – Manipulation von 
Filmsequenzen
 › E-Sport – wettbewerbsorientierte 
Formen von Computerspielen
 › E-Voting – mögliche Alternative zu  
traditionellen Wahlverfahren
 › Robo-Advisor im Finanzsektor 
 › Neue Anwendungsfelder biometrischer 
Identifikationsverfahren
Abstracts der auf 5 bis 9 Seiten ausgear-
beiteten Themenkurzprofile finden Sie 
auf den folgenden Seiten, die vollstän-
dige Fassung auf unserer Webseite zum 
Download.
Das Horizon-Scanning wurde 2014 vom 
TAB-Konsortialpartner VDI/VDE-IT im 
Aufgabenportfolio des TAB etabliert. Die 
fünf Themenkurzprofile wurden bis Mai 
2019 erstellt und als Themenkurzprofile 
Nr. 25 bis 29 online veröffentlicht.
Kontakt
Dr. Sonja Kind 
+49 30 310078-283 
sonja.kind@vdivde-it.de
Seit Beginn der neuen TAB-Vertragsperiode im September 2018 werden 
nun zweimal jährlich Themenkurzprofile vorgelegt – im Frühjahr und im 
Herbst. Als Ergebnis des ersten Teils der 6. Untersuchungswelle des Hori-
zon-Scannings wurden nach einer Identifizierung von zunächst 20 Themen 
schließlich fünf Kurzprofile ausgearbeitet und im Mai 2019 dem TA-Bericht-
erstatterkreis zur Kenntnis gebracht. Alle fünf befassen sich mit aktuellen 
Anwendungen digitaler Technologien und deren prospektiven Relevanz für 
Politik und Gesellschaft für Politik und Gesellschaft. 
Topaktuell, kompakt und prospektiv – neue 
Themenkurzprofile aus dem Horizon-Scanning
Das Horizon-Scanning ist Teil des methodischen Spektrums der Technikfolgenabschätzung 
im TAB.
Mittels Horizon-Scanning werden wissenschaftlich-technische Trends und sozioökonomi-
sche Entwicklungen in frühen Entwicklungsstadien beobachtet und in den Kontext gesell-
schaftlicher Debatten eingeordnet. So sollen Innovationssignale möglichst früh erfasst und ihre technologischen, ökonomi-
schen, ökologischen, sozialen und politischen Veränderungspotenziale beschrieben werden. Ziel des Horizon- Scannings ist es, 
einen Beitrag zur forschungs- und innovationspolitischen Orientierung und Meinungsbildung des Ausschusses für Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschätzung zu leisten.
In der praktischen Realisierung wird das Horizon-Scanning als Kombination softwaregestützter Such- und Analyseschritte 
























für das Glätten von Fotos ist Teil der All-
tagssprache – stellt die Erzeugung von 
fiktiven, aber täuschend echten Filmse-
quenzen eine neue Qualität hochtechni-
sierter Manipulation dar; es ist ein wei-
terer Angriff auf die »Ich glaube nur, was 
ich sehe«-Überzeugung. Die heutige Mas-
senkommunikation erfolgt besonders bei 
Jugendlichen zu großen Teilen in sozia-
len Medien und in Form von rasch kon-
sumierten Filmsequenzen. Daher stel-
len die mittels KI-Systemen erzeugten 
und als Deepfakes bezeichneten fikti-
ven Medieninhalte perspektivisch be-
sondere Herausforderungen an Glaub-
würdigkeit und Vertrauenswürdigkeit 
medial vermittelter Informations- und 
Kommunikationsinhalte und letztlich an 
grundlegende Diskurse und Prozesse in 
einer offenen und demokratischen Ge-
sellschaft. Dies gilt auch für die jeweili-
gen Vertreter und Verantwortlichen der 
unterschiedlichen privaten oder öffent-
lichen Medienformate.
E-Voting – mögliche Alternative zu 
traditionellen Wahlverfahren
Bei der elektronischen Stimmabgabe (im 
englischen Sprachraum meist als E-Vo-
ting bezeichnet) geht es um den Einsatz 
von Informations- und Kommunikations-
technik bei der Stimmabgabe und beim 
Auszählen von Stimmen. Dies umfasst 
nicht nur die Verwendung von Scannern 
für die Papierwahlscheine oder die Nut-
zung von Wahlcomputern in Wahlloka-
len, sondern auch die Onlineabstimmung. 
Eine solche kann entweder stationär oder 
ortsungebunden erfolgen. Die stationä-
ren Geräte stehen in Wahllokalen oder an 
ausgesuchten Standorten (etwa in Post-
filialen, Einkaufszentren etc.). Für die 
ortsungebundene Abstimmung werden 
Deepfakes – Manipulation von 
Filmsequenzen
Das Wort Deepfake ist eine Wortkom-
bination aus Deep Learning und Fake 
und beschreibt die Technik der digitalen 
Manipulation von Ton-, Bild- und Vi-
deomaterialien mittels Deep Learning, 
einem Verfahren des maschinellen Ler-
nens, das in Systemen mit künstlicher 
Intelligenz (KI) eingesetzt wird. Zentra-
les Merkmal ist dabei die (foto-)realisti-
sche Erzeugung fiktiver Medieninhalte 
oder die Manipulation bereits existie-
render Filmsequenzen. Diese Medien-
bearbeitungstechnik erlaubt es, digita-
le Inhalte synthetisch zu produzieren, 
welche eine Äußerung oder eine Aktion 
einer Person realistisch darstellen, ohne 
dass diese tatsächlich stattgefunden hat.
Deepfakes sind eng mit dem Konzept 
von Fake News verbunden und sind eine 
neue Variante der Verbreitung von fal-
schen oder irreführenden Informatio-
nen mit der Absicht, einer Person, ei-
ner Organisation oder einer Institution 
zu schaden. Deepfakes fügen sich ein in 
die lange Reihe der medialen Manipula-
tionen zum Zweck der Falsch- oder Des-
information. Gepaart mit dem Willen, 
Falschmeldungen in die Welt zu setzen, 
ist es mit Deepfakes möglich, auf sehr 
überzeugende Weise den Eindruck zu 
erwecken, bestimmte Situationen hät-
ten sich in der gezeigten Form ereignet. 
Durch die zunehmende Technisie-
rung von Medien und Kommunikation 
wurden die Inhalte zum Teil zunächst 
glaubwürdiger (z. B. durch Beweisfotos), 
zugleich aber zunehmend auch Gegen-
stand von technischer Manipulation und 
Fehlinformation. Während die fotorea- 
listische Manipulation von Standbildern 
ein in der Öffentlichkeit gar vermute-
ter oder erwarteter Standard ist – die 
private Endgeräte wie PC, Laptop, Tab-
let oder Smartphone genutzt. Die Iden-
tifikation erfolgt z. B. mit PIN-Num-
mern bzw. Identifikationskarten. Von 
dem E-Voting abzugrenzen ist das E-
Collecting, das lediglich zum Sammeln 
von Unterschriften eingesetzt wird, etwa 
für Petitionen oder Bürger- oder Volks-
begehren, jedoch nicht für bindende 
Abstimmungen.
Mit der elektronischen Stimmabgabe, 
z. B. online über den heimischen PC oder 
per Smartphone, wird angestrebt, eine 
ergänzende Möglichkeit zur herkömm-
lichen Wahl per Stimmzettel oder Brief 
zu schaffen. Onlineabstimmungen kön-
nen vor allem solchen Wählergruppen 
die Wahlteilnahme erleichtern, die bei 
herkömmlichen Abstimmungsproze-
duren auf gewisse Zugangshürden sto-
ßen. Hierzu zählen u. a. Menschen mit 
körperlichen Einschränkungen, Ältere 
oder Personen, die sich vorübergehend 
oder permanent im Ausland aufhalten. 
Neben diesen Vorzügen der Onlineab-
stimmung besteht allerdings auch eine 
erhöhte Gefahr der Manipulation von 
Wahlen. Manche befürchten überdies, 
dass die Onlineabstimmung zur »Bana-
lisierung« des Wahlakts führt und wich-
tige Grundsätze politischer Wahlen wie 
die Öffentlichkeit der Wahl verletzt.
In rund 15 Ländern wurden bzw. wer-
den bereits Onlineabstimmungssysteme 
bei lokalen bzw. nationalen politischen 
Wahlen eingesetzt. Estland ist diesbe-
züglich ein Vorreiter und zeichnet sich 
durch seine besonders frühe und konti-
nuierliche Nutzung von Onlineabstim-
mungssystemen aus. Seit 2005 hatten 
die Wahlberechtigten in der baltischen 
Republik bereits achtmal die Möglich-
keit, ihre Stimme bei kommunalen, na-
tionalen und Europaparlamentswahlen 
auch online abzugeben. Eine wichtige 
infrastrukturelle Voraussetzung für die 
Durchführung ist der moderne Perso-
nalausweis mit digitalen ID-Funktio-























halb auch von dem »Massenphänomen E-
Sport« Der E-Sport professionalisiert sich 
zunehmend und die Zahl von E-Sport-
Vereinen wächst. Auch implementieren 
etablierte Sportvereine E-Sport-Abteilun-
gen innerhalb ihrer Organisation. 
Bislang ist Sport zumeist durch körper-
liche Aktivitäten definiert. Aktuell wird 
kontrovers debattiert, ob E-Sport eine 
Präzisionssportart vergleichbar mit Bo-
genschießen o.Ä. ist und deshalb als 
Sportart in Deutschland anerkannt wer-
den könnte. Befürworter wie der eSport-
Bund Deutschland e.V. (ESBD) sehen im 
E-Sport eine dynamische Sportbewegung, 
die motorische, reaktive, strategische und 
kommunikative Fähigkeiten von ihren 
ausübenden Athleten fordert. Kritiker se-
hen im E-Sport hingegen lediglich das 
schnelle Bedienen eines Controllers, des-
sen Wirkung sich nicht wie beim Sport di-
rekt, sondern nur virtuell entfaltet, und 
werten dies deshalb nicht als eine sport-
liche Betätigung. Der Deutsche Olympi-
sche Sportbund (DOSB) und der Deutsche 
Behindertensportverband öffnen sich vor-
sichtig gegenüber E-Sport, differenzie-
ren jedoch zwischen Gaming und den 
Sportsimulationsspielen, die allerdings 
den kleineren Teil im E-Sport ausmachen.
Im E-Sport werden zumeist drei verschie-
dene Disziplinen unterschieden. Dies 
sind Echtzeitstrategie und Sportsimu-
lationsspiele sowie Ego-Shooter. Echt-
zeitstrategiespiele werden in der Regel 
von mehreren Spielern parallel, zum Teil 
auch in Gruppen gegeneinander gespielt. 
Wie beim Schach müssen bei jedem Spiel-
zug vorab Strategien überlegt werden. Die 
Spieler können z. B. in die Rolle eines 
Helden schlüpfen, der sich durch ein be-
stimmtes Aussehen, gewisse Eigenschaf-
ten und besondere Kräfte auszeichnet. 
Bei den Sportsimulationsspielen geht es 
um die Nachahmung von echten sportli-
chen Wettkämpfen wie Fußball oder Au-
torennen. In Deutschland gibt es eine der 
größten FIFA-Communities. Einige Fuß-
ballbundesligavereine haben sogar deut-
sche E-Sportler unter Vertrag genom-
Wählerinnen und Wähler eindeutig ve-
rifiziert werden kann. 
In Deutschland ist die Debatte um die 
Einführung von Onlineabstimmun-
gen mit dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Nutzung von Wahl-
automaten aus dem Jahr 2009 abgeflaut. 
Entsprechend den Wahlrechtsgrund-
sätzen nach Artikel 38 Absatz 1 des 
Grundgesetzes müssen auch Online-
wahlen frei, gleich, überprüfbar sowie 
geheim sein. Nach Auffassung des Ver-
fassungsgerichts war der Grundsatz der 
Öffentlichkeit der Wahl, der auch die 
Ordnungsmäßigkeit und Nachvollzieh-
barkeit der Wahlvorgänge einschließt, 
beim Einsatz der Wahlcomputer nicht 
ausreichend gegeben. Bis heute über-
wiegen mit Blick auf E-Voting-Verfah-
ren die Bedenken. Andererseits zeigt 
das Beispiel Schweiz, in dem Onlin-
wahlen seit 2003 erprobt werden, dass 
in einem föderalen Staat Onlinewahlen 
schrittweise akzeptiert werden. Um-
fragen zufolge könnten Onlinewahlen 
auch bei der deutschen Bevölkerung auf 
positive Resonanz stoßen.
E-Sport – wettbewerbsorientierte 
Formen von Computerspielen
Bei E-Sport geht es um eine wettkamp-
forientierte Ausübung von Video-
spielen am Computer, an der Spiele-
konsole oder anderen Geräten. Diese 
Form von Wettkämpfen wird von ei-
nem großen Publikum auf E-Sport-
Veranstaltungen oder -Übertragun-
gen mitverfolgt. Mittlerweile handelt 
es sich um ein Geschäft mit fast 1 Mrd. 
US-Dollar Umsatz im Jahr weltweit. Al-
lein in Deutschland sollen 3 bis 4 Mio. 
Menschen regelmäßig im Bereich E-
Sport aktiv sein. Einige sprechen des-
men. Die Sportspiele können ebenfalls 
im Einzel mit zwei Spielern gegeneinan-
der oder in Teams ausgetragen werden. 
In der dritten Disziplin der Ego-Shoo-
ter geht es in der Regel um die Elimi-
nierung eines Gegners. 
Neben sportpolitischen Fragen, wie die 
Anerkennung der Gemeinnützigkeit von 
E-Sport und die Anerkennung der E-
Sportler als Berufssportler, stellen sich 
bei E-Sport auch Fragen nach kinder- 
und jugendschutzpolitischen Aspekten 
sowie Diskriminierungsfreiheit oder Di-
versität in der E-Sport-Szene. Zusätzli-
che Fragen ergeben sich daraus, welche 
gesundheitlichen Auswirkungen die Le-
gitimierung von E-Sport hinsichtlich 
der bereits bestehenden Problematiken 
wie Bewegungsmangel oder zunehmen-
den Kurzsichtigkeit von Kindern und Ju-
gendlichen haben könnte und welchen 
neurologischen Einflüsse, z. B. mit Blick 
auf die Entwicklung von Empathiefä-
higkeit von Heranwachsenden, zu er-
warten sind.
Robo-Advisor im Finanzsektor 
In der Regel beinhaltet das Begriffsver-
ständnis Robo-Advisor algorithmenba-
sierte Entscheidungssysteme, die helfen 
sollen, Dienstleistungen der Finanz- 
bzw. Vermögensverwaltung zu automa-
tisieren und softwareunterstützt abzu-
wickeln. Derartige Systeme können die 
klassische Beratungsdienstleistung er-
gänzen und effizienter machen. Sie wer-
den aber vor allem von neuen Akteuren 
auf dem Markt der Finanzdienstleistun-
gen entwickelt und angeboten, bei denen 
es sich häufig um junge Start-ups han-
delt, die etablierte Geschäftsmodelle im 
Finanzsektor infrage stellen und tech-























Advisor reagieren, wenn Finanzmärkte 
unter Druck geraten und welche latenten 
Manipulationsrisiken für Märkte beste-
hen, wenn bestimmte Mechanismen der 
Algorithmen antizipiert werden können. 
Robo-Advisor erfreuen sich wachsender 
Beliebtheit und durch Fortschritte im Be-
reich der KI und des maschinellen Ler-
nens ist damit zu rechnen, dass sich Ro-






sind Systeme, die auf Basis biometrischer 
Merkmale Personen erkennen und ein-
deutig identifizieren können. Zu den in-
dividuellen biometrischen Merkmalen des 
Menschen zählen verhaltensspezifische 
Merkmale (wie Tippverhalten, Stimme, 
Schrift, Gangart) oder Körpereigenschaf-
ten, etwa der Hand (z. B. Fingerabdruck), 
des Gesichts (z. B. Gesichtszüge und -pro-
portionen) oder der Augen (z. B. Irismus-
ter) sowie Charakteristika der Physiologie 
und Biochemie (z. B. DNA, Körpergeruch). 
Um biometrische Identifikationsverfah-
ren betreiben zu können, müssen dieje-
nigen Personen, die später vom System 
erkannt werden sollen, zunächst regis-
triert werden. Hierfür werden die biome-
trischen Merkmale einer Person mithilfe 
eines spezifischen Sensors vermessen. Aus 
den aufgenommenen Daten wird mittels 
eines Algorithmus ein individueller Bio-
metriedatensatz extrahiert, der zusammen 
mit der Identität der jeweiligen Person in 
einer Referenzdatenbank gespeichert wird. 
Während des Betriebs biometrischer Iden-
tifikationsverfahren werden die hinterleg-
ten Registrierungsdaten mit den biometri-
bo-Advisor umfassen prinzipiell auch 
computergestützte Systeme, die zur Un-
terstützung der klassischen Finanzbera-
tung dienen und die dort beschäftigten 
Personen bei ihrer Tätigkeit unterstüt-
zen. Meist zeichnen sie sich jedoch vor 
allem dadurch aus, dass sie direkt von 
Kunden bedient werden und in der Regel 
online verfügbar sind. Dazu werden bei-
spielsweise. Schnittstellen in Form von 
Webapplikationen oder Anwendungen 
für mobile Endgeräte genutzt.
Robo-Advisor sparen im Vergleich 
zur herkömmlichen Anlageberatung 
menschliches Beratungspersonal durch 
den Einsatz automatisierter Entschei-
dungsregeln weitestgehend ein. So kann 
die Beratungsdienstleistung Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern kostengüns-
tig, standardisiert und qualitätsgesichert 
angeboten werden. Damit können Käu-
ferschichten angesprochen und beraten 
werden, die sich eine Finanz- und Anla-
geberatung nicht leisten könnten, bezie-
hungsweise aus Sicht des Anlageberaters 
nicht zum Kreis von Zielkunden mit aus-
reichender Bonität gehören. Mittels eines 
webbasierten Fragebogens werden Kun-
deninformationen erhoben, die vor allem 
persönliche Informationen (z. B. Spar- 
bzw. Renditeziele, Investitionsbereit-
schaft) umfassen, aber auch Rückschlüsse 
auf die Risikobereitschaft erlauben sollen. 
Auf Basis des aus den Antworten errech-
neten Anlageprofils wird dann eine ent-
sprechende Anlagestrategie vorgeschla-
gen. Bei Robo-Advisor, die lediglich die 
Anlageberatung umfassen, endet der 
Prozess mit der Anlageempfehlung. Der 
Kunde tätigt einen möglichen Kauf an-
schließend selbst. 
Allerdings sind mit der zunehmenden 
Verbreitung der vollautomatisierten 
Anlage- und Finanzberatung für Kun-
den einerseits und Märkte andererseits 
auch Risiken verbunden. Zum Beispiel 
könnten Robo-Advisor Arbeitsplätze 
im Bereich der Anlage-und Finanz-
beratung verdrängen. Fraglich ist au-
ßerdem, wie krisensicher die Robo-
schen Merkmalen der zu überprüfenden 
Person auf Übereinstimmung geprüft.
In vielen staatlichen und unternehmeri-
schen Bereichen ist die Fähigkeit, Men-
schen zuverlässig und gegebenenfalls in 
Echtzeit mit technischen Mitteln identi-
fizieren zu können, zu einem wichtigen 
Werkzeug geworden – hierzu gehören 
beispielsweise der Grenzübertritt, die Fo-
rensik oder die Zugangskontrolle in Ge-
bäuden. Die hierfür entwickelten biome-
trischen Verfahren nutzen verschiedene 
messbare, individuelle verhaltensbeding-
te Merkmale (wie Stimme, Schreibverhal-
ten, Lippenbewegung) oder Körpercha-
rakteristika (wie Fingerabdruck, Gesicht 
oder Muster der Iris), um eine Person au-
tomatisiert zu erkennen. Über öffentli-
che Anwendungen hinaus halten biome-
trische Identifikationsverfahren immer 
mehr Einzug in unseren privaten All-
tag. Typische Beispiele sind der Zugangs-
schutz für IKT-Endgeräte (Smartphones, 
Tablets, PC) oder die Freigabe von On-
linezahlungen durch den Vergleich des 
Fingerabdrucks oder von Gesichtsmerk-
malen. Vor allem mobile biometrische 
Verfahren erleben durch die zunehmende 
technologische Reife aktuell einen regel-
rechten Hype. Es wird davon ausgegan-
gen, dass ab 2020 alle neu auf den Markt 
gebrachten Smartphones, Wearables und 
Tablets biometriefähig sein werden.
Nach einer Umfrage von IBM aus dem 
Jahr 2018 ist die Akzeptanz für die priva-
te Nutzung von (mobilen) biometrischen 
Identifikationsverfahren in der Bevöl-
kerung hoch (Tendenz steigend). Auch 
wenn im Vergleich zur Jahrtausendwen-
de die Technologiereife gestiegen ist und 
sich Sicherheitsmerkmale verbessert ha-
ben, bestehen weiterhin Bedenken, z. B. 
in Bezug auf das Manipulationspotenzi-
al. So könnten etwa mittels KI entwickel-
te Fingerabdrücke als eine Art General-
schlüssel eingesetzt werden. Auch Fragen 
hinsichtlich des Datenschutzes sind mit 
Blick auf einen rechtskonformen Einsatz 
























Globale Probleme erfordern globale Lösungen. Doch weder Experten noch 
Politiker kommen einfach darin überein, welche Maßnahmen zu ergreifen 
sind. Hier kommt die Technikfolgenabschätzung (TA) ins Spiel, die mittels 
problemorientierter Prozesse der Bewertung von Wissenschaft und Technik 
effektive, pragmatische und nachhaltige Handlungsoptionen für die Poli-
tik bereitstellt. Mit der Gründung des Netzwerks »global TA« sollen die be-
stehenden internationalen Kooperationen im Bereich der TA für den Aus-
tausch und die Entwicklung von Beiträgen zur gemeinsamen Bewältigung 
der Herausforderungen unsererer Zeit intensiviert werden.
Auf dem Weg zu einer globalen 
Technikfolgenabschätzung
Institut für Technikfolgenabschätzung 
und Systemanalyse (ITAS) in Deutsch-
land und das niederländische Rathenau-
Institut das Netzwerk »globalTA« initiiert, 
um die Entwicklung eines globalen Kon-
senses über die Grundelemente einer gu-
ten TA-Praxis zu erleichtern und die glo-
bale Zusammenarbeit bei der Bewertung 
von Schlüsseltechnologien zu unterstüt-
zen, die erhebliche Auswirkungen auf die 
Wirtschafts-, Sozial- oder Umweltsyste-
me haben können. Insbesondere zielt das 
aus eigenen Mitteln finanzierte globalTA- 
Netzwerk darauf ab:
 › einen globalen Rahmen und Verhal-
tenskodex für die Bewertung der Aus-
wirkungen von (neuen) Technologien 
zu entwickeln;
 › die globale Zusammenarbeit bei der 
Bewertung neuer Technologien zu 
erleichtern, um deren Nutzen zu maxi-
mieren und die Risiken zu minimieren;
 › eine angemessene antizipative Gover-
nance neuer Technologien zu unter-
stützen, die erhebliche Auswirkungen 
auf die Erreichung der Ziele für nach-
haltige Entwicklung der Vereinten 
Nationen haben können.
Kerngedanke von globalTA ist, den Aus-
tausch von Know-how und die Kodifizie-
rung von Grundsätzen guter Praxis zu er-
leichtern, aber auch als Inkubator für die 
künftige globale Zusammenarbeit durch 
eine Reihe von vernetzten Organisationen 
zu dienen, die zu Themen von gemeinsa-
mem Interesse zusammenarbeiten kön-
nen. Letztlich soll TA zu einem vernetz-
ten und flexiblen transnationalen System 
umgestaltet werden. Das Netzwerk glo-
Die internationale Zusammenarbeit in der 
TA ist durch das European Parliamenta-
ry Technology Assessment Network (EP-
TA-Netzwerk, www.eptanetwork.org) or-
ganisiert, das TA als integralen Bestandteil 
der Politikberatung für parlamentarische 
Deliberation und Entscheidungsfindung 
über neue und aufkommende Techno-
logien in Europa stärken will. Das glo-
bal wachsende Interesse an TA lässt sich 
daran ablesen, dass das EPTA-Netzwerk 
neben Russland zuletzt etliche außereu-
ropäische Mitglieder gewonnen hat (z. B. 
Chile, Japan, Mexiko und USA). Diese 
Entwicklung entspricht der zunehmenden 
Erkenntnis, dass Gesellschaften weltweit 
adäquate Instrumente entwickeln müssen, 
um die tiefgreifenden Auswirkungen des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
auf Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt 
antizipieren und bewältigen zu können. 
TA ist prädestiniert dafür, die Mittel für 
solch eine antizipative Governance be-
reitzustellen, sie entspringt jedoch spezi-
fischen sozioökonomischen Gegebenhei-
ten von (vorrangig europäischen) Ländern 
mit hoher Wirtschaftsleistung. Da die 
Umstände für den technologischen Wan-
del global äußerst heterogen sind, besteht 
Einvernehmen darüber, dass in der globa-
len Zusammenarbeit über die bestehen-
den Instrumente hinausgehende TA-An-
sätze entwickelt werden sollten, um diese 
kontextuellen Gegebenheiten berücksich-
tigen und die situativen Entscheidungs-
findungen erleichtern zu können.
Kürzlich haben das Institut für Technik-
folgenabschätzung der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften (ITA), das 
balTA steht allen parlamentarischen, re-
gierungsseitigen bzw. behördlichen oder 
akademischen Institutionen offen, die 
an der Anwendung von Technikfolgen-
abschätzung in der öffentlichen Politik 
und Entscheidungsfindung interessiert 
sind. Es wird auch mit den zuständigen 
internationalen Organisationen zusam-
menarbeiten, die die Entwicklung von 
Governancerahmen für neue disruptive 
Technologien unterstützen (z. B. OECD, 
UNCSTD, Weltwirtschaftsforum). Bei der 
nächsten europäischen TA-Konferenz in 
Bratislava im November 2019 plant das 
Netzwerk eine gemeinsame Auftaktver-
ansstaltung sowie das erste offizielle Tref-
fen der Partner. 
Kontakt
Dr. Reinhard Grünwald 
+49 30 28491-107  
gruenwald@tab-beim-bundestag.de
Julia Hahn und Miltos Ladikas (ITAS)
Aktuell wächst das globalTA-Netzwerk:  
Neue Mitglieder sind z. B. The Com-
monwealth Scientific and Industrial 
Research Organisation (CSIRO, Aus-
tralien),  The Research and Informa-
tion System for Developing Countries 
(RIS, Indien),  The Chinese Academy 
of Science and Technology for Develop-
ment (CASTED), Tomsk Polytechnical 
University (PTU, Russland), Applied 
Research and Communications Fund 
(ARC, Bulgarien), The Science and 
Technology Policy Institute (STEPI)  
The Korea Institute of Science and 
Technology Evaluation and Planning 
(KISTEP, Korea), The Library of the 
National Congress (Chile) sowie die 
Slovak Academy of Sciences (SAS). 
Aktuelle Infos zum Netzwerk »global-


























Michaela Evers-Wölk, Britta Oertel
Matthias Sonk,  
unter Mitarbeit von Mattis Jacobs
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Fast täglich kommen neue Gesundheits-
Apps auf den Markt. Die Angebote rei-
chen von Fitness- und Ernährungsinfor-
mationen bis hin zur Unterstützung bei 
gesundheitlicher Einschränkung und 
Krankheit. Gesundheits-Apps beglei-
ten dabei das alltägliche Gesundheits-
handeln von Menschen sehr individuell. 
Dem Markt für Gesundheits-Apps fehlt 
jedoch eine zuverlässige Qualitätskon-
trolle, die insbesondere den Datenschutz 
berücksichtigt. 
Apps (Kurzform für Application Soft-
ware) bestimmen zunehmend den ge-
sellschaftlichen Lebensalltag. Immer öf-
ter nutzen Menschen Apps auch mit dem 
Ziel, positiv auf ihre Gesundheit einzu-
wirken. Die Apps eröffnen vor dem Hin-
tergrund der Leistungssteigerung bei 
Smartphones und Wearables mit stetig 
neuen Funktionalitäten Innovations-
potenziale, indem sie alltägliche Formen 
des Gesundheitshandelns von Menschen 
individuell angepasst begleiten. Viele Nut-
zer gehen dabei jedoch sorglos mit ih-
ren Gesundheitsdaten um. Ihnen ist nicht 
bewusst, dass ihre persönlichen Daten 
oft unzureichend gesichert sind. Proble-
matisch sind vor allem die Umsetzung 
bzw. Kontrolle der Einhaltung der gesetz-
lichen Vorgaben durch die Anbieter von 
Gesundheits-Apps.
Die TAB-Innovationsanalyse gibt einen 
Überblick über aktuelle technologische 
und ökonomische Entwicklungstrends 
von Gesundheits-Apps. Sie zeigt darü-
ber hinaus gesellschaftliche Diskussions-










tische Handlungsoptionen als Grundlage 
für eine Einschätzung der Innovations-
potenziale auf.
Virtual und Augmented Reality. 
Status quo, Herausforderungen 
und zukünftige Entwicklungen
Sonja Kind, Jan-Peter Ferdinand,
Tobias Jetzke, Stephan Richter
Sebastian Weide
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Als Virtual Reality (VR) wird eine 
computergestützte Simulation realer 
oder fiktiver Umwelten bezeichnet, 
in die Nutzer mithilfe von Mensch- 
Maschine-Schnittstellen (z. B. eine VR-
Brille) versetzt werden und wo sie mit der 
simulierten Umwelt interagieren kön-
nen. Bei der Augmented Reality (AR) 
handelt es sich um eine computergene-
rierte Erweiterung der wahrnehmbaren 
Realität. Hier werden Informationen wie 
Texte, Bilder oder virtuelle Objekte in 
das Sichtfeld der Nutzer eingeblendet 
(z. B. Arbeitshinweise in die Brille eines 
Montagemitarbeiters oder eines Head-
Up-Displays im Cockpit). 
Anwendungen von VR und AR haben in 
den letzten Jahren in vielen privaten wie 
beruflichen Anwendungszusammenhän-
gen stark an Bedeutung gewonnen. Es ist 
davon auszugehen, dass diese Technolo-
gien die Digitalisierung des Alltags weiter 
vorantreiben werden, indem sie die Inte-
gration von sozialer Interaktion, Medien-
nutzung, Konsum und Unterhaltung im 
digitalen Raum befördern. 
Der TAB-Arbeitsbericht nimmt die allge-
meinen Herausforderungen, die aus der 
Verschränkung realer und virtueller Um-
welten resultieren, genauso in den Blick 
wie die anwendungsspezifischen Tech-
nologiepotenziale und -folgen. Neben den 
sich abzeichnenden technologischen Ent-
wicklungen und ihren vielfältigen An-
wendungsfeldern steht die differenzierte 
Betrachtung des zunehmend komplexen 
Untersuchungsfeldes im Vordergrund. Es 
werden richtungsweisende Herausforde-
rungen der zukünftigen Entwicklungen 
und daran geknüpfte Folgen für Wirt-
schaft und Gesellschaft benannt sowie 





































Aktueller Stand und 
Entwicklungen der 
Pränataldiagnostik
Alma Kolleck, Arnold Sauter
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Spätestens seit der Befassung des zustän-
digen Gemeinsamen Bundesausschusses 
(G-BA) mit der Frage der Kostenüber-
nahme für die seit 2012 in Deutschland 
verfügbaren nichtinvasiven Pränataltests 
(NIPT)  hat sich die Diskussion über die 
Zukunft der Pränataldiagnostik (PND) 
deutlich intensiviert.
Der TAB-Bericht bietet einen Überblick 
über den aktuellen medizinisch-tech-
nischen und gesetzlichen Stand der PND 
in Deutschland und fasst gesellschaft-
liche, politische und ethische Diskus- 
sionspunkte und Fragen zur PND zusam-
men. Neben den rechtlichen Grundlagen 
zur Anwendung vorgeburtlicher Diagnos-
tik werden auch die Regelungen zu PND 
in ausgewählten europäischen Ländern 
dargelegt. Zudem gibt der Bericht einen 
Überblick über die aktuelle Beratungssi-
tuation für schwangere Frauen zu PND. 
Ausführlich dargestellt werden die Po-
sitionen ausgewählter gesellschaftlicher 
Gruppen, neben schwangeren Frauen 
und ihren behandelnden Ärzten und 
Ärztinnen etwa auch psychosoziale Be-
ratungsstellen, Hebammen, Hersteller- 
unternehmen oder zivilgesellschaftliche 
Aktivistinnen. 
Der Bericht zeigt die Herausforderungen 
einer gesellschaftlichen Auseinander-
setzung über das vielschichtige Thema 
»Pränataldiagnostik« und liefert eine wis-
senschaftlich fundierte Informations-
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